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Liebe Leserin, lieber Leser!

Die vorliegende Kontraste-Ausgabe befasst sich
schwerpunktmäßig mit dem so genannten Lebensla-
gen-Ansatz, einem qualitativ ausgerichteten Zugang
in der Armutsforschung. Während herkömmliche
Aussagen zu Armut und Armutsgefährdung primär
auf die materielle Lage von Individuen, Familien und
Haushalten abzielen, bindet der Lebenslagenansatz -
als Begriff und Konzept der Sozialforschung - ökono-
mische, nicht-ökonomische und immaterielle Dimen-
sionen gleichermaßen ein. Zur Charakterisierung von
spezifischen Lebenssituationen werden neben dem
Einkommen, das unzweifelhaft für viele Bereiche
zentral ist, Indikatoren erhoben (wie z.B. Gesund-
heitszustand, Wohnverhältnisse, Arbeitsbedingun-
gen), die Aufschluss über die Lebens- und Alltagssi-
tuation, über die Versorgungs- und Problemlagen,
über gesellschaftliche Integration und soziale Partizi-
pation, über individuelles Wohlbefinden und Zufrie-
denheit sowie über Handlungsperspektiven geben.
Der Lebenslagenansatz geht weit über die konventio-
nelle Armutsforschung hinaus, indem er sowohl ob-
jektive als auch subjektive Lebensbedingungen zu in-
tegrieren versucht.

Lebenslage wird damit zu einem multidimensionalen
Begriff, der durch die Einbeziehung von unterschied-
lich(st)en Bereichen die Komplexität der Lebenssitua-
tion und –bedingungen von Personen und Personen-
gruppen, deren Gemeinsamkeiten und Unterschiede,
zu verorten ermöglicht. Im Mittelpunkt der Analyse
stehen die handelnden Personen, ihre personalen, so-
zialen und ökonomischen Ressourcen. Der Lebensla-
genansatz ist daher ein wichtiges Instrument zur
Analyse von gruppenspezifischen Lebensbedingun-
gen. Er ist eine wesentliche Ergänzung einer oftmals
auf Quantifizierung ausgerichteten Armuts- und Un-
gleichheitsforschung. 

Methodisch betrachtet erweisen sich diese Stärken
des Lebenslagenansatzes zugleich als seine
Schwächen. Indem er die Möglichkeiten von persona-
len Ressourcen und Handlungsmöglichkeiten einbe-
zieht, besteht die Gefahr, dass zum einen sozialstruk-
turelle Rahmenbedingungen vernachlässigt werden.
Schwierigkeiten liegen zum anderen in der Operatio-
nalisierung eines umfassenden, alle Dimensionen
berücksichtigenden Konzepts, das es in der Regel

nicht erlaubt, eine große Anzahl von Personen einzu-
binden. Ein Anspruch auf Repräsentativität kann ob
der Heterogenität der Lebenslagen nur selten gestellt
werden, auch wenn typische Lebens- und Problemla-
gen anschaulich belegt werden können. 

Der Ausgangspunkt der in den nachfolgenden Beiträ-
gen dargestellten Analysen zu Lebenssituation und
Lebenslagen von AlleinerzieherInnen, Menschen mit
körperlichen Behinderungen, chronisch kranken Men-
schen, Drop-outs und psychisch Kranken war, Leben
und Alltag von spezifischen armutsgefährdeten
Gruppen näher zu beleuchten. Ziel war es, hinter die
Kulissen der Statistiken zu schauen, da diese in der
Regel keine Aussagen und Anhaltspunkte zulassen,
wie Betroffene ihren Alltag meistern. 

Wie schätzen Armutsbetroffene ihre ökonomische
Situation und damit einhergehend ihren finanziel-
len Handlungsspielraum ein? 
Was verbinden sie mit den Begriffen Armut und
Reichtum? 
Wie zufrieden sind sie mit ihrem Beruf, ihrer Woh-
nung, ihrem familiären und sozialen Umfeld? 
Mit welchen Problemen sind sie konfrontiert? 
Wie bewältigen sie ihre Situation, was wirkt un-
terstützend, was behindernd? 
Was möchten sie verändern?  
Welche Perspektiven und Träume begleiten sie? 

In Kooperation des Armutsnetzwerks Oberösterreich
und der AK OÖ mit dem Institut für Gesellschafts-
und Sozialpolitik wurde eine Projektgruppe ins Leben
gerufen, die diesen Fragen mittels qualitativer Inter-
views näher zu kommen versuchte. Die im Zuge des
Projekts erstellten Diplomarbeiten bilden die Grund-
lage für die Beiträge zum Themenschwerpunkt, die
jeweils einen oder mehrere relevante Aspekte des un-
tersuchten Bereichs behandeln. Eine ausführliche Do-
kumentation der Ergebnisse ist als WISO-Sonderheft
erschienen (siehe Kasten).

Als Fazit des Projekts kann - ohne die einzelnen
Beiträge vorwegnehmen zu wollen - festgehalten
werden: Ob jugendliche SchulabbrecherInnen, Allein-
erzieherinnen, Menschen mit körperlichen Beein-
trächtigungen, psychisch und/oder chronisch Kranke
- alle Befragten nehmen ihre Lebenssituation und
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Handlungsperspektiven unterschiedlich wahr. Zum
Teil ist ihnen ihre schwierige Situation durchaus be-
wusst, zum Teil haben sie sich arrangiert und sind zu-
frieden, solange es halbwegs geht und sie über die
Runden kommen. Manche sind enttäuscht, resigniert
und fühlen sich im Stich gelassen, andere hingegen
halten an ihren Träumen und Wünschen fest, auch
wenn sich diese in absehbarer Zukunft nicht verwirk-
lichen lassen. Diese Heterogenität darf dennoch nicht
dazu verleiten, Lebenssituation und Lebensbedingun-
gen als Einzelschicksal zu begreifen. Personale Hand-
lungsressourcen sind zwar zur Bewältigung des eige-
nen Lebens enorm wichtig, sie sind aber ebenso wie
die gesamte Lebenslage immer auch Produkt der Ge-
sellschaft und deren struktureller Rahmenbedingun-
gen, die es für armutsgefährdete Gruppen im Beson-
deren zu verbessern gilt. 

Die Ergebnisse lassen Schlüsse zu, wie neben finanzi-
ellen Unterstützungen Menschen zu einem selbstbe-
stimmten, abgesicherten und perspektivenreichen
Leben verholfen werden kann. Der Zugang zum Ar-
beitsmarkt wird von allen Befragten als eine wesent-
liche und notwendige Voraussetzung für ein selbstbe-
stimmtes und abgesichertes Leben definiert, unab-
hängig davon, ob sie Vollzeit oder Teilzeit erwerb-

stätig sind, ob durch mangelnde Kinderbetreuungs-
möglichkeiten „freiwillig“ auf Erwerbsarbeit verzich-
tet, durch schlechte Zeugnisse ein Eintritt in den
Lehrlings- und Arbeitsmarkt verwehrt wird oder an-
dere Arbeitsmarktbarrieren durch Behinderung und
Krankheit auftreten. „Arbeit haben“ oder „keine Ar-
beit haben“ beeinflusst in maßgeblicher Weise na-
hezu alle anderen Lebenslagen. Besonders deutlich
wird dies bei jenen, die schon längere Zeit erfolglos
auf Stellensuche sind. Ebenso belastend werden, im
konkreten von Menschen mit chronischen und/oder
psychischen Krankheiten sowie von Menschen mit
Beeinträchtigungen, die ihnen entgegen gebrachten
Vorurteile sowohl bei der Jobsuche als auch im tägli-
chen Leben erlebt. Sie führen nicht selten zum selbst
gewählten Rückzug und mitunter zu sozialer Isola-
tion und Ausgrenzung. Gesellschafts- und sozialpoli-
tisch ist es daher geboten, Rahmenbedingungen für
armutsgefährdete und ausgegrenzte Gruppen zu
schaffen, die finanzielle Absicherung, Integration und
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. Faire Bil-
dungschancen für alle, aktive Arbeitsmarktpolitik und
Sensibilisierung gegen Stigmatisierung sind maßgeb-
liche Bausteine dazu. 

Christine Stelzer-Orthofer

WISO-Dokument Nr. 51: Lebenslagen von
armutsgefährdeten Menschen

Im Rahmen eines Kooperationsprojektes zwischen
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Ober-
österreich und dem Institut für Gesellschafts- und
Sozialpolitik der Universität Linz unter der Leitung
von Dr. Christine Stelzer-Orthofer haben sechs Di-
plomandinnen die Lebenssituation von jugendlichen
Schulabbrechern, Alleinerzieherinnen, Mehrkindfa-
milien, Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt
und von psychisch und chronisch Kranken mittels
Lebenslagenansatz untersucht. Im Zentrum der Be-
fragung standen die Bereiche Gesundheit, Wohnen,
Familie und Arbeit.

Ein zentrales Ergebnis über alle Gruppen hinweg
war der Wunsch nach einem selbstbestimmten
Leben. Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist für so gut

wie alle eine Grundvoraussetzung dafür. Trotz des
hohen Stellenwerts, „Arbeit zu haben“, werden von
Menschen mit Beeinträchtigungen besonders die
Vorurteile bei der Arbeitssuche und im Arbeitsleben
als besonders belastend empfunden.

Die Ergebnisse zeigen sehr deutlich, wie wichtig es
gerade in einer „Hochleistungsgesellschaft“ ist, den
jeweiligen Lebenssituationen angepasste Arbeits-
plätze mit einem ausreichenden Einkommen und
den notwendigen Rahmenbedingungen wie ausrei-
chende Kinderbetreuung, öffentliche Verkehrsmittel
und Zugang zu Aus- und Weiterbildung zu schaffen. 

Eine Zusammenfassung der einzelnen Diplomarbei-
ten wurde in der ISW-Publikationsreihe WISO-Do-
kumente, Nr. 51, veröffentlicht. Eine elektronische
Fassung finden Sie auch auf der Homepage des ISW
unter www.isw-linz.at.
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Der Lebenslagenansatz in der
Sozialforschung
Ein historischer Überblick

In den letzten Jahren wurde zwar der Begriff der Le-
benslage wieder häufiger in der sozialwissenschaftli-
chen Literatur verwendet, dennoch gestaltet sich die
Suche in fachspezifischen Nachschlagewerken als
schwierig. Dies scheint zu überraschen, da die Grund-
idee der Analyse von Lebenslagen sowohl auf die
„marxistische“ wie auch auf die „bürgerliche“ Sozio-
logie zurückgeht. Bereits im Jahre 1845 veröffent-
lichte Friedrich Engels seine Arbeit „Die Lage der ar-
beitenden Klasse in England“, diesem Werk folgte
1894 eine Studie zu „Entwicklungstendenzen in der
Lage der ostelbischen Landarbeiter“ von Max Weber.
Auch wenn sich der Begriff Lebenslage lange nicht zu
einem eigenständigen Fachterminus entwickelt hat,
lassen sich im Wesentlichen drei Phasen erkennen, in
denen dieser Begriff aufgegriffen und weiterent-
wickelt wurde. Auf diese Entwicklungsstränge wird in
den folgenden Ausführungen näher eingegangen.

Die Grundlegung bei Otto Neurath
Die Suche nach dem Ursprung des Lebenslagenansat-
zes führt meist zu den Arbeiten des Gesellschaftswis-
senschaftlers und Politikers Gerhard Weisser (1898-
1989). Ursprünglich geht der Begriff jedoch auf den
österreichischen Nationalökonomen und Philosophen
Otto Neurath (1882-1945) zurück. Neurath gilt als
Begründer der Kriegswirtschaftslehre und veröffent-
lichte in diesem Zusammenhang 1909 seine ersten
Arbeiten. Die Aufgabe der Kriegswirtschaftslehre sah
Neurath vor allem darin, die Wirkungen zu untersu-
chen, die Kriege und Kriegsvorbereitungen auf den
Wohlstand der Menschen ausüben. Durch die Unter-
suchungen des Lebensstandards in den Kriegen der
letzten hundert Jahre kam Neurath zu dem – eher
überraschenden - Ergebnis, dass Kriegsführung den
Lebensstandard nicht beeinträchtigt, sondern allge-
mein erhöht habe. Neurath schrieb dies vor dem Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges und hatte insbesondere
den amerikanischen Bürgerkrieg und die napoleoni-
schen Kriege im Auge. Im Zuge seiner Marktuntersu-
chungen zeigte sich, dass im Kriegsfall der Marktme-
chanismus weitgehend ausgeschaltet wurde. Geld
spielt demnach nur mehr eine untergeordnete Rolle,
da sich die Güterproduktion in erster Linie am Kriegs-
bedarf orientiert. Dadurch vollzieht sich eine tiefge-
hende Umwandlung der Wirtschaftsordnung und es

kommt zu großen Eingriffen in die Wirtschaftsauto-
nomie. In einer solchermaßen sozialisierten Wirt-
schaft erhält nun das Konzept der Lebenslage, im Be-
reich der Planungsgrundlagen und Planungspolitik
eine zentrale Bedeutung.

Um mit dem Lebenslagenansatz arbeiten zu können,
schuf sich Neurath das Begriffssystem von „Lebens-
boden“, „Lebensordnung“ und „Lebenslage“. Den „Le-
bensboden“ definiert er als ein Stück Welt mit all sei-
nen Bestandteilen, beispielsweise Wiesen, Äcker,
Wohnraum, Werkzeuge usw. Unter „Lebensordnung“
versteht Neurath die Gesamtheit der Maßnahmen,
Einrichtungen und Gebräuche eines Menschen oder
einer Menschengruppe, das soziale Beziehungsge-
flecht, dass seiner Meinung nach durch den Lebens-
boden geprägt ist. Die „Lebenslage“ ist der Inbegriff
all jener Umstände, die verhältnismäßig unmittelbar
die Verhaltensweise eines Menschen, seinen Schmerz
wie auch seine Freude bedingen. Wohnung, Nahrung,
Kleidung, Gesundheitspflege, Bücher, Theater,
freundliche menschliche Umgebung, all das gehört
zur Lebenslage.

Neurath versuchte aufzuzeigen, dass die „Lebenslage“
immer auch von der Gesellschaft produziert wird und
sich innerhalb der Lebensordnung entwickelt. Für ihn
ist eine ungünstige Lebenslage wie beispielsweise
Armut nicht das Ergebnis einer zufälligen Störung,
sondern eine wesentliche Erscheinungsform der kapi-
talistisch-bürgerlichen Ordnung. Aus diesem Grund
sah Neurath sich selbst als „Gesellschaftstechniker“,
dessen Aufgabe es sei, die soziale Situation der Men-
schen zu verbessern. 

Die Wendung bei Gerhard Weisser
Die Perspektive Weissers unterscheidet sich wesent-
lich von derjenigen Neuraths, denn der wissenschaft-
lich-politische Bezugsrahmen von Neurath ist eine
anzustrebende sozialistische Gesellschaft. Bei Weis-
ser steht hingegen die Sozialpolitik ihm Rahmen einer
marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung im Mittel-
punkt. Unter Sozialpolitik versteht Weisser nicht die
Gesamtheit der Maßnahmen zur Gestaltung der Le-
benslagen der Bevölkerung überhaupt, sondern nur
die Gesamtheit der Maßnahmen zur Gestaltung der
Lebenslagen der sozial Schwachen und Gefährdeten.
Der Erkenntnisgegenstand der Untersuchungen bei
Neurath ist die gesamte Bevölkerung, bei Weisser
sind es hingegen sozial schwächere Bevölkerungs-
schichten. Das Individuum spielt bei Neurath nur eine
korrektive Rolle, Weisser sieht es aber als Kernstück
seines Lebenslagenansatzes.
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Weisser beschreibt die Lebenslage als den Spielraum,
den die äußeren Umstände dem Menschen für die Er-
füllung der Grundanliegen bieten, die er bei unbehin-
derter und gründlicher Selbstbesinnung als bestim-
mend für den Sinn seines Lebens ansieht. Wenn Weis-
ser wie hier von „äußeren Umständen“ als Konsti-
tuanten des Spielraums spricht, so hatte er die ge-
sellschaftlichen Umstände, also Elemente der Sozial-
struktur im Sinne. Unter Grundanliegen versteht er
hingegen die „unmittelbaren Interessen“ eines Men-
schen, die Realisierung der Interessen sieht der be-
troffene Mensch als Sinn seines Lebens an, im positi-
ven wie im negativen Sinne: Was erstrebt der Mensch
und was versucht er zu vermeiden? Die Lebenslage
eines Menschen umfasst somit mehr als die Bestim-
mung von Einkommen und Vermögenswerten. Weis-
ser erläutert die „Lebenslage“ eines Menschen an fol-
gendem Beispiel: Der Umstand, dass die Stellung
eines Menschen im Wirtschaftsleben ausschlagge-
bend für seine Bedarfsdeckung mit Gütern ist, ist von
Bedeutung, aber viel entscheidender ist, wie die Stel-
lung im Wirtschaftsleben seine „immateriellen Be-
dürfnisse“ oder „unmittelbaren Interessen“ befriedigt.

Die zentrale Leistung Weissers für das Konzept der
Lebenslage stellt die Entwicklung eines Interessenka-
taloges im Zusammenhang mit der Teilnahme des In-
dividuums am Wirtschaftsleben dar. Diese positiven
und negativen Interessen (wie z.B. Interesse am Ein-
kommen oder Interesse an der Arbeitsfreude) lassen
sich entlang der Handlungsperspektiven von Einzel-
personen systematisieren. Weisser hat somit die von
Neurath geforderte Multidimensionalität um die
Frage des individuellen Handlungsspielraumes erwei-
tert. Draus ergibt sich aber auch das Problem der
Operationalisierbarkeit des von ihm konstruierten Le-
benslagenansatzes, da sie an die Individuen mit ihren
unterschiedlichen Präferenzen gebunden ist.

Der Ansatz von Ingeborg Nahnsen
Es gab eine ganze Reihe von Versuchen, den Begriff
der Lebenslage auf praktische Probleme und empiri-
sche Untersuchungen anzuwenden, doch das Weis-
ser´sche Konzept setzte infolge seiner Operationali-
sierbarkeitsmängel der Umsetzung Grenzen. Die So-
zialwissenschaftlerin Ingeborg Nahnsen (1953-1996)
griff aber Mitte der 1970er Jahre den Lebenslagenan-
satz Weissers als Ausgangspunkt ihrer Überlegungen
wieder auf. Sie wies dabei erneut auf die vernachläs-
sigte gegenseitige Abhängigkeit der auf eine Lebens-
lage einwirkenden gesellschaftspolitischen Teilas-
pekte hin.

Nahnsen war der Ansicht, dass der Weg, wie ihn
Weisser mit seiner Aufstellung eines Kataloges sozi-
alpolitisch beachtlicher Interessen ging, weder not-
wendig noch wirklich realisierbar ist. Denn Interessen,
die den Menschen ins Bewusstsein treten, sind ge-
prägt durch ihre sozialen Erfahrungen. Die sozialen
Existenzbedingungen können gerade so strukturiert
sein, dass eine deformationsfreie Interessenreflexion
nicht möglich ist. Dieser Weg birgt folglich die Ge-
fahr, dass den Betroffenen Interessen aufgezwungen
bzw. aufgedrängt werden, anstatt sie zu ermitteln.
Aus diesem Grund müsse bei der empirischen Ermitt-
lung nach den sozialen Bedingungen gefragt werden,
unter denen die Interessen überhaupt ins Bewusst-
sein gelangen.

Am Begriff der Lebenslage hält Nahnsen trotz seiner
Mängel fest. Er ist, so Nahnsen, dazu geeignet, die
wechselseitigen Abhängigkeiten hervorzuheben, die
oberflächlich als Fülle von Einzelproblemen gesehen
werden, wie Arbeitslosigkeit, Umverteilung von Ein-
kommen und Mitbestimmung, die aber allesamt der
Sozialpolitik zugerechnet werden. Dadurch, dass
diese scheinbar heterogenen Probleme immer wieder
auf dieselbe Person einwirken können, wird deutlich,
dass sie durch den systematischen Zusammenhang
die Lebenslage jedes Betroffenen darstellen. Nahnsen
ist weiters der Ansicht, dass es bei Aufrechterhaltung
von Weissers sozialwissenschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Implikationen möglich ist, das
Konzept von seinen Schwächen zu befreien.

Nahnsen begreift die Lebenslage als Spielraum, den
die gesellschaftlichen Umstände dem einzelnen Indi-
viduum zur Entfaltung und Befriedigung seiner wich-
tigen Interessen bieten. Die Lebenslage stellt damit
den Gesamtbegriff der sozialen Chancen des Einzel-
nen dar. Anders als Weisser geht Nahnsen bei der De-
finition der Lebenslage nicht nur von der Erfüllung
von Grundanliegen aus, sondern bereits von deren
Entfaltung im Bewusstsein des Einzelnen. Der Grund-
gedanke ist, dass es Umstände gibt (z.B. überschwere
Arbeit), die nicht nur die Erfüllung von Grundanliegen
verhindern können, sondern auch ihre Aktualisierung,
ihre Entfaltung im Bewusstsein der Menschen beein-
trächtigen oder sogar unmöglich machen können.
Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang auch
die gesellschaftlichen Umstände, welche der oder die
Einzelne auf sich allein gestellt nicht verändern kann.

Ihr modifizierter Lebenslagenansatz hat als Ziel die
Ermittlung der sozial strukturierten Bedingungen, die
später von ihr auch als „Lebensgesamtchancen“ be-
zeichnet werden. Um die Bedingungen, die durch den
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Umfang der sozialen Chancen der einzelnen Personen
festgesetzt werden, auch empirisch erfassen zu kön-
nen, erschien es ihr zweckmäßig, die Vielzahl von Be-
dingungen zu mehreren Einzelspielräumen zusam-
menzufassen. Es sind dies:

der Versorgungs- oder Einkommensspielraum

der Kontakt- und Kooperationsspielraum

der Lern- und Erfahrungsspielraum

der Muße- und Regenerationsspielraum 

der Dispositionsspielraum

Diese Einzelspielräume ermöglichen eine Operationa-
lisierung des Lebenslagenansatzes, da Nahnsen den
subjektiven Schwerpunkt Weissers gegen einen ob-
jektiven Schwerpunkt eingetauscht hat. 

Abschließend lässt sich somit sagen, dass der Lebens-
lagenansatz zur Sozialstrukturanalyse der Gesell-
schaft ebenso herangezogen werden kann wie zur
Diagnose der Lebenssituation einzelner Personen oder
Personengruppen. Kritisiert kann an ihm aber die Tat-
sache werden, dass die empirische Bestimmung der
Lebenslage an der Komplexität der Datenmengen
scheitern muss und die Aussagekraft zudem von nor-
mativen Setzungen bzw. einem gesellschaftlichen
Konsens wie z.B. der Armutsgrenze abhängig ist. Es ist
auch noch kein theoretischer Ansatz entwickelt wor-
den zur Bestimmung des Zusammenhanges von öko-
nomischen und sozialen Daten, in denen größere Ein-
heiten repräsentiert werden, und der Ausprägung der
individuellen Lebensverhältnisse. Der Lebenslagenan-

satz erhält somit vorerst eher den Charakter einer
Leitidee, die in einigen Untersuchungen mehr oder
weiniger gut umgesetzt wurde.

Karina Kögl
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Armut und Reichtum aus der
Sicht allein erziehender
Frauen
Da die Lebenslagen von Armut bedrohter Be-
völkerungsgruppen hierzulande noch zu wenig
erforscht sind, wurden vom OÖ Forschungs-
netzwerk dahingehende Diplomarbeiten initi-
iert. Eine dieser Arbeiten befasst sich mit der
Lebenslage von allein erziehenden Frauen. In
den Interviews wurden die Frauen auch nach
ihrer Interpretation der Begriffe „Armut“ und
„Reichtum“ befragt. Die diesbezüglichen Er-
gebnisse werden im Folgenden dargestellt.

Fast 16 Prozent aller Familien in Österreich sind Ein-
elternfamilien, deren Anteil ist in den letzten Jahren

und Jahrzehnten stark gestiegen. Diese Familienform
ist überdurchschnittlich häufig von Armut betroffen,
Einelternfamilien haben eines der niedrigsten Haus-
haltseinkommen aller Familien, sie sind dadurch auch
ausgabenseitig sehr stark eingeschränkt. In der öster-
reichischen Gesamtbevölkerung sind insgesamt 13
Prozent armutsgefährdet. Bei den Alleinerziehenden
liegt der Anteil der von Armut bedrohten Personen je-
doch bei 31 Prozent. Im Jahr 2003 waren beispiels-
weise 89.000 Alleinerziehende armutsgefährdet (vgl.
BMSG 2004, S. 220).

Die konkreten Lebenssituationen von Betroffenen un-
terscheiden sich sehr stark, es gibt also nicht die „ty-
pische“ Einelternfamilie. Die soziale, berufliche und
auch finanzielle Situation ist abhängig von verschie-
densten Faktoren, beispielsweise davon, ob es sich um
ledige, geschiedene oder verwitwete Alleinerziehende
handelt und wie alt die Kinder sind (vgl. Beham 2000,
S. 154). Allerdings muss sich ein Großteil der Einel-
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ternfamilien mit verschiedenen finanziellen Ein-
schränkungen sehr genau auseinandersetzen.

Subjektive Armutsdefinitionen
In diesem Zusammenhang ist es von Interesse, wie al-
lein erziehende Frauen in ihren unterschiedlichen Le-
benssituationen die Begriffe „Armut“ und „Reichtum“
definieren. Die Antworten unterscheiden sich je nach
den Erfahrungen, der Betroffenheit und den Einschät-
zungen der Frauen sehr stark voneinander und geben
einen Einblick in das „Alltagsverständnis“ von Reich-
tum und Armut.

Einige allein erziehende Frauen bringen in ihren Ar-
mutsdefinitionen vor allem ihre eigenen Erfahrungen
zum Ausdruck. Sie haben finanziell prekäre und an-

dere einschneidende Situationen erlebt und betrach-
ten daher die Begriffe Armut und Reichtum aus per-
sönlicher Perspektive:

„Armut ist... das ist psychisch eine absolut schlimme
Erfahrung. Armut ist das Schrecklichste, was es gibt,
für einen Menschen selber. Ich kann nur subjektiv von
mir ausgehen. Trotzdem muss man versuchen, das
Gute an allem zu sehen, sonst springt man wo runter.
Vielleicht ist es leichter, wenn du irgendwo in den
Slums unter Tausenden von Armen lebst, dann ist das
einfach so. Aber hier leben und auf den Spielplatz
gehen und die Kinder dort essen das und das und ich
weiß nicht, wie ich der F. überhaupt was zu essen
geben soll. Und auch wissen, ich habe nur mehr altes
Brot daheim und am Abend gibt es Butterbrot und
sonst nichts.“ (Frau N.)

„Armut haben wir eigentlich am eigenen Leib erfah-
ren, ich habe nicht gewusst, was ich ihnen zu essen
geben soll. Wir haben tagelang nur von Marmelade-
brot gelebt. Weil ich nichts anderes kaufen habe kön-
nen, bis dann einmal alles ins Rollen gekommen ist.
Das ist für mich Armut. Reichtum ist... grade wie es
heuer im Sommer war beim S. Ich war sicher der reich-
ste Mensch der Welt, als sie mir meinen Buben zurück-
gegeben haben im Spital, weil alles gut gegangen ist.
[...] Du musst wirklich erst einmal ein Kind haben und
so viele Stunden bangen um sein Leben, dass du das
nachvollziehen kannst. Und das ist für mich der Reich-
tum und nicht das Geld. Ich meine, Geld braucht man,
das ist klar. Aber kein Leben kannst du dir kaufen.“
(Frau F.)

Frau C. definiert sehr klar, welche (materiellen)
Aspekte sie an ihrer eigenen Situation als Armut be-
zeichnen würde:

„Für die K. nicht sofort ein Rad kaufen zu können, auch
wenn sie eines braucht, ist Armut. Dass wir uns wirk-
lich schon jahrelang keinen Urlaub leisten können, das
ist Armut. Und eigentlich, dass wir eine zu kleine Woh-
nung haben, das ist Armut. Und dass wir hauptsäch-
lich ungeeignetes Mobiliar haben und dass ich mir
keine Haushaltshilfe leisten kann, ist auch Armut bzw.
Überanstrengung dann im Endeffekt. Und dass ich
zum Beispiel zur Homöopathin gehe und sie mir das
stundet, weil ich nicht sofort zahlen kann, das ist auch
Armut. Dass ich auch weiß, ich habe diese Schulden
und muss sie zurückzahlen. Und draußen in der Küche
der Wasserhahn gehört repariert und das ist Armut.“
(Frau C.)

Auch andere Frauen betrachten Armut und Reichtum
eher materiell und gehen von einem „Sich-leisten-

Forschungsdesign

Alleinerziehende gehören zu den armutsgefährdet-
sten Familienformen in Österreich. Um einen Ein-
blick in die Lebenswirklichkeit und Lebenslage al-
leinerziehender Frauen in Oberösterreich zu er-
möglichen, führte Klara Breuer im Rahmen ihrer
Diplomarbeit mit dem Titel „Lebenslage Alleiner-
ziehend – Einblicke in den Alltag von Einelternfa-
milien“ eine qualitative Befragung in Form von
Leitfadeninterviews durch. Untersuchungsinteresse
war, die Lebenssituation allein erziehender Frauen
zu erfassen und ihre Schwierigkeiten in Bezug auf
die finanzielle Lage, die Kinderbetreuung, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf etc. darzustellen. 

Es wurden zehn Interviews geführt, diese dauerten
jeweils etwa zwei Stunden. Alle Interviews fanden
in den Wohnungen/Haushalten der Befragten
statt, um die Alltagssituation besser erfassen und
auch um die gesamte Wohnsituation einbeziehen
zu können. Es wurden zehn allein erziehende
Frauen befragt, fünf dieser Frauen stammen aus
dem Bezirk Rohrbach, fünf aus der Stadt Linz.
Damit war eine regionale Differenzierung (Stadt-,
Landbezirk) gewährleistet. Es wurden nur Frauen
befragt, die zumindest ein Kind unter zehn Jahren
haben. Diese Frauen sind noch unmittelbar für die
Betreuung der Kinder verantwortlich, deshalb er-
scheint deren momentane Situation aussagekräfti-
ger. Die Hälfte der befragten Frauen war berufs-
tätig, die anderen fünf Frauen bezogen ihr Einkom-
men aus verschiedenen sonstigen Quellen.
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Können“ aus, allerdings haben sie nach eigener Aus-
sage Armut nie am eigenen Leibe erfahren:

„Arm bin ich, jetzt rein finanziell gesehen, wenn ich
wirklich mit alltäglichen Dingen, die ein Mensch
braucht, um einen menschenwürdigen Lebensstan-
dard zu haben, finanziell überfordert bin. Dass man
sich keine geheizte Wohnung in halbwegs gutem Zu-
stand leisten kann, also wenn’s schimmelt, keine Hei-
zung drinnen ist, oder wenn’s nass durchgeht. Dass
man sich kein Essen leisten kann, es soll drinnen sein,
dass du dir deinen Kaffee leisten kannst und für die
Kinder Saft, dass du normal kochen kannst, dass du
dir Gewand zum Anziehen kaufen kannst, das nicht
NUR gebraucht ist, nicht immer Second Hand oder
geschenkt. Und dass den Kindern eine Ausbildung fi-
nanziert werden kann, wenn das nicht ist, wenn ich zu
meinen Kindern sagen muss: ‚Ich kann es mir nicht
leisten, dass du studieren gehst’, dann ist das für mich
arg und traurig. Oder bei uns heroben, wenn ich sagen
muss, ich kann mir kein Auto leisten, ohne Auto
könnte ich meinen Job vergessen, das ist bei den mei-
sten Jobs so da heroben. Das wäre für mich Armut,
also mir mein alltägliches Leben, ohne Annehmlich-
keiten wie Fitnessstudio oder so, nicht mehr leisten zu
können.“ (Frau P.)

„Arm ist für mich jemand, der sich schwer etwas zu
essen leisten kann. Leute, die kein Dach über dem Kopf
haben. Und reiche Leute sind solche, die sich alles lei-
sten können. Ich zähle mich auch nicht gerade zu den
Armen, ich habe meine Wohnung, ich habe mein
Essen, ich habe das, was ich brauche. Zwar nicht über-
mäßig, aber ich habe es. Als arm würde ich mich nie
bezeichnen. So Mittelmaß.“ (Frau E.)

„Wer seine alltäglichen Bedürfnisse in einem guten
Rahmen abdecken kann, der ist reich. In einem guten
Rahmen, gutes, regelmäßiges Leben, ein bisschen Ei-
gentum, einen guten Job.“ (Frau M.)

Weiteres Verständnis von Reichtum
Ein weiteres Verständnis von materiellem Reichtum
ist, diesen Reichtum mit anderen Menschen teilen zu
können. Wie zwei weitere Frauen findet auch Frau T.
in dieser Vorstellung ihre Definition:

„Reich ist jemand, der aus dem Vollen schöpfen kann,
z.B. wenn es darum geht, jemand anderen zu unter-
stützen. Das wäre für mich eine schöne Vorstellung.
Genug Geld zu haben, dass ich jemandem, der es
braucht, was geben kann. Wo man nicht groß nach-
denken braucht.“ (Frau T.)

Reichtum wird von einigen Frauen sehr wohl auch
von einem emotionalen Standpunkt aus gesehen.
Nicht nur Materielles spielt eine Rolle, auch seeli-
sches Wohlbefinden und Zufriedenheit können dazu
führen, dass sich jemand als „reich“ bezeichnet:

„Reichtum wäre eher emotional. Emotional sind meine
Kinder natürlich reich, auf einer anderen Ebene. Ge-
sundheit ist auch Reichtum. Und auch Entspannung
oder Muße oder Zeit haben zu können, ist Reichtum.
Das Leben genießen und vielleicht auch mal eine
Woche in den Schnee fahren mit den Kindern und ein-
mal ans Meer. Und ich würde mir schon manchmal ein
Auto wünschen, weil es schon oft kompliziert ist ohne.
Und nicht manchmal Rückenschmerzen haben vor
Sorge und Überlegungen, das wäre Reichtum.“ (Frau C.)

„Was mein seelisches Wohlbefinden und das ganze
Rundherum betrifft, würde ich sagen, ich bin ein rei-
cher Mensch. Vom Finanziellen her könnte ich auch
nicht sagen, dass ich arm wäre. Es geht uns gut, es ist
zwar öfter ein wenig zum Sparen, aber ich denke, das
müssen andere Leute auch. Umso mehr Geld man hat,
desto unzufriedener ist man. Das ist meine Einstellung,
ich sehe mich als reichen Menschen.“ (Frau Q.)

An prekäre Situation gewöhnt
Alleinerziehende sind durch ihre teilweise sehr
prekäre finanzielle Situation an ein „Haushalten“ mit
den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln gewöhnt.
Die Einelternschaft ist zwar nicht verbunden mit
einer spezifischen finanziellen Situation, allerdings
gehen doch einige Probleme und Nachteile damit ein-
her. Eine ausgabenseitige Einschränkung (oft kein Ur-
laub, keine unerwarteten Ausgaben möglich) und eine
teilweise Dreifachbelastung (Beruf, Haushalt, Familie)
sind Aspekte der Einelternschaft. Die Gedanken, die
sich die Frauen zu den Begriffen „Armut“ und „Reich-
tum“ gemacht haben, geben einen Einblick in die Le-
benswirklichkeit der Frauen und ihre Betrachtungs-
weisen. Obwohl einige der befragten Frauen mit
Armut Erfahrungen gemacht haben, sehen nicht alle
Alleinerziehenden ihre Situation negativ. Allgemein
kann bei den befragten Alleinerziehenden eine durch-
schnittliche Lebenszufriedenheit beobachtet werden.

Klara Breuer

Literatur
Beham, Martina: Einelternfamilien – Probleme und Chan-

cen einer verbreiteten Familienform. In: Amt der Oö.
Landesregierung (Hrsg.): Oö. Familienbericht 2000. Linz
2000. S. 154 – 160
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Verbesserung der Lebens-
lagen von Menschen mit
Behinderung?
Anfang dieses Jahres trat das Bundesbehinder-
tengleichstellungspaket in Kraft. Welche Mei-
nungen die Betroffenen dazu haben und wie es
sich auf die verschiedenen Lebenslagen aus-
wirkt, diskutiert Daniela Punzenberger in ihrer
Diplomarbeit „Menschen mit Behinderung am
Arbeitsmarkt. Eine qualitative Analyse der Le-
benslagen anhand des Faktors Arbeit“.

Mit 1. Jänner 2006 ist das Behindertengleichstel-
lungspaket, bestehend aus dem neuen Bundes-Behin-
dertengleichstellungsgesetz, der Novelle zum Behin-
derteneinstellungsgesetz und der Novelle zum Bun-
desbehindertengesetz, in Kraft getreten. Dieses Ge-
setz ist mit einiger Verspätung beschlossen worden,
denn es hätte bereits im Europäischen Jahr der Men-
schen mit Behinderungen (EJMB) 2003 beschlussfer-
tig sein sollen. Der Schwerpunkt des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes (BGStG) liegt darin, die Dis-
kriminierung von Menschen mit Behinderungen im
Allgemeinen1 gesetzlich zu verankern und dadurch
abzubauen. 

Gemäß § 1 ist es Ziel des BGStG, „die Diskriminierung
von Menschen mit Behinderungen zu beseitigen oder
zu verhindern und damit die gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen am Leben in
der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine
selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.“ (§ 1
BGStG).

Im Rahmen der Diplomarbeit zum Thema „Menschen
mit Behinderung am Arbeitsmarkt“ wurden anhand
von Interviews mit betroffenen Männern und Frauen
mit Beeinträchtigung die verschiedenen Lebenslagen
analysiert. Wie sich das neue Gesetz auf drei dieser
Lebenslagen auswirkt bzw. auswirken soll, wird im
Folgenden anhand von Aussagen der Interviewten
diskutiert.

Lebenslage Alltag
Besonders im täglichen Leben sind Menschen mit Be-
hinderung mit Problemen konfrontiert. Viele der Be-
fragten, vor allem die RollstuhlfahrerInnen, erklärten,
dass alles im Vorhinein genau abgeklärt und geplant
sein muss, bevor man eine Erledigung, einen Einkauf
oder Sonstiges erfolgreich durchführen kann. Aber

nicht nur Probleme bei der Mobilität und bauliche
Barrieren erschweren den Alltag, auch Integrations-
probleme in die Gesellschaft stellen ein Hindernis bei
der Bewältigung des Lebens dar. Diese Schwierigkei-
ten sollen mithilfe des BGStG minimiert bzw. besei-
tigt werden.

Diskriminierungen von Menschen mit Behinderung
basieren oft auf mangelnder Barrierefreiheit. Als bar-
rierefrei gelten gemäß § 6 Abs 5 BGStG z.B. bauliche
und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Ge-
brauchsgegenstände, etc., wenn sie für Menschen mit
Behinderung in der allgemein üblichen Weise, ohne
besondere Erschwernis und ohne fremde Hilfe zu-
gänglich und nutzbar sind (vgl. § 6 Abs 5 BGStG).
Grundsätzlich kann gesagt werden, dass sich die Si-
tuation der eingeschränkten Mobilität und Zugäng-
lichkeit für Menschen mit Behinderung in den letzten
Jahren zum Beispiel durch die Niederflurtechnik der
öffentlichen Verkehrsmittel und durch barrierefreies
Bauen verbessert hat. 

Trotzdem ist noch vieles in diesem Bereich zu tun, wie
das Beispiel der Nutzung der ÖBB zeigt: Für Peter H.
(41) ist der Kampf mit der Mobilität ein täglicher. Er
ist Rollstuhlfahrer und fährt mit der ÖBB zu seinem
Arbeitsort: „Bei der Benützung der öffentlichen Ver-
kehrsmittel gibt es schon Probleme, tagtäglich. Das ist
mit sehr viel organisatorischer Arbeit verbunden, ist
mit sehr vielen Komplikationen verbunden, zu jedem
muss man ‚Bitte’ sagen. Das läuft so ab, dass ich mich
vorher rechtzeitig anmelde und mir jemand mit einem
speziellen Hebeliftgerät hilft, dass ich die Höhe des
Einstiegs vom Zug erreiche.“

Die Einstellung der Befragten zu diesem Thema ist,
obwohl es immer wieder Einschränkungen (vor allem
in Geschäften und Lokalen) gibt, generell sehr positiv,
auch weil man hier hohe Erwartungen an das BGStG
stellt, die in den kommenden Jahren sicherlich einge-
fordert werden. Denn bei Verletzung des Diskriminie-
rungsverbotes soll die betreffende Person Anspruch
auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine Ent-
schädigung für die erlittene persönliche Beeinträchti-
gung (immaterieller Schaden) haben (vgl. § 9 Abs 1
BGStG).

Lebenslage Wohnen
Auch der Bau von barrierefreien Wohnungen ist in
den letzten Jahren fortgeschritten. „Ich lebe in einer
80 m2 Wohnung alleine und habe das Glück gehabt,
dass ich in die Planung der Wohnung miteinbezogen
wurde, dass man auf meine Bedürfnisse größtenteils
Bezug nehmen hat können“, sagt Peter H. Oft ist es je-
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doch so, dass hier der städtische Bereich bevorzugt
ist. Der 21-jährige Tobias T. leidet unter spastischer
Tetraparese und sitzt im Rollstuhl. Er wohnt im Mühl-
viertel in einer Mietwohnung: „Unsere Wohnung ist
nicht gerade behindertengerecht. Aber in meinem
Heimatort gibt es keine behindertengerechten Woh-
nungen.“ 

Der Wunsch nach einer eigenen Wohnung ist unter
den Befragten sehr groß, da dies gleichzusetzen ist
mit mehr Selbstbestimmung und dem Führen eines
„normalen“ Lebens, was auch primäres Ziel des BGStG
ist. Um dies zu erreichen, gibt es die Möglichkeit der
persönlichen Assistenz, die auch von den interviewten
Personen genutzt und sehr positiv bewertet wird.
Markus S. (28) leidet an spastischer Tetraplegie und
sitzt im Rollstuhl: „Ich wohne hier in einer Genossen-
schaftswohnung alleine mit dem Unterstützungsmo-
dell der persönlichen Assistenz, stundenweise für die
Grundversorgung und Mobilität, wie Autofahren und
so,“ erzählt Markus S. (28). 

Die behindertengerechte Gestaltung des Wohnraums
ist also von großer Bedeutung. Sie ermöglicht soziale
und gesellschaftliche Integration für Menschen mit
Behinderung. „Das ‚Ausgesperrtsein’ aus der gebauten
Umwelt bewirkt nicht nur eine unmittelbare Ein-
schränkung, sondern bedeutet sehr oft auch das Vor-
enthalten wesentlicher Menschenrechte.“ (Badelt/
Österle, 1993: 125). Das BGStG soll dem entgegen-
wirken.

Lebenslage Arbeit
Diskriminierung im Erwerbsleben ist eine Tatsache,
die trotz des Behinderteneinstellungsgesetzes
(BEinstG) noch immer nicht beseitigt werden konnte.
Vor allem hier wird die gleichberechtigte Teilhabe von
Menschen mit Behinderung am Leben in der Gesell-
schaft, wie sie im BGStG gefordert wird, nicht ge-
währleistet. Dies ist auch die Meinung der interview-
ten Personen. Ob sich hier in den nächsten Jahren
etwas bedeutend verbessert, wird bezweifelt. Beson-
ders die Anfang des Jahres gestartete Werbekampa-
gne des Bundes zur Einführung des BGStG, derzufolge
Menschen mit Behinderung in Führungspositionen
keine Minderheit mehr darstellen, wird als nicht rea-
listisch eingestuft: „Die Werbekampagne im Fernse-
hen finde ich total unrealistisch. Es gibt ein paar we-
nige, die das schaffen können, die gibt es aber jetzt
auch schon“, so der blinde 35-jährige Thomas V. Auch
Tobias T. (21) ist skeptisch: „Realistisch oder nicht? Ja
und Nein. Ich hoffe es, aber ich kann es mir nur zu 50
Prozent vorstellen, dass es so kommt, wie es angeprie-
sen wird. Lassen wir uns überraschen.“

Als großes Problem bei der Jobsuche gelten noch
immer bauliche Barrieren, wie die Interviewten be-
stätigen: „Oder sie haben keinen Platz für mich, oder
keine Toilette, oder es ist kein Lift da“, ärgert sich die
25-jährige arbeitslose Rollstuhlfahrerin Doris N. über
die vielen Absagen. Auch Peter H. kann dies bestäti-
gen: „Ich habe zwar eine Menge Bewerbungen abge-
schickt, aber in erster Linie war immer das Problem:
bauliche Barrieren. So ist es auch nie zu weiteren Vor-
stellungsgesprächen gekommen, weil es immer hieß,
dass ‚grundsätzlich Interesse besteht, Sie kennen zu
lernen, aber wegen baulicher Barrieren oder fehlender
sanitärer Einrichtungen können wir Sie bei uns nicht
beschäftigen’.“ Auch hier soll das BGStG Abhilfe
schaffen. Ob dies realistisch ist, wird sich erst in eini-
gen Jahren zeigen.

Fazit
Das BGStG wird grundsätzlich sowohl positiv als auch
negativ gesehen. Was es wirklich bringen wird und ob
es sich bewährt, wird man erst in einigen Jahren
sagen können. Diejenigen Befragten, die sich mit dem
Gesetz schon beschäftigt haben, zweifeln derzeit
noch an der Wirkung und sind sich einig, dass noch
viel Verbesserungspotential darin stecken würde.

Der 41-jährige Rollstuhlfahrer Peter H. ist für die Öf-
fentlichkeitsarbeit in einer Behindertenorganisation
in Linz zuständig und hat sich schon eingehend mit
der Thematik beschäftigt: „Ein massiver positiver
Schritt war das Bundesbehindertengleichstellungsge-
setz, wobei ich glaube, dass das noch massive
Schwächen hat, weil das im Alltag noch kaum Konse-
quenzen hat für die Betroffenen, noch kaum spürbar
ist. Ich denke, man hätte das von vorne herein nicht so
schwach ausrichten dürfen, sondern man hätte straf-
fere Maßnahmen und konkretere Sachen festlegen
müssen.“ 

Vor allem der Mediationsprozess wird in diesem Zu-
sammenhang kritisiert: „Z.B. sich gegen Diskriminie-
rung zu wehren und zuerst einen Mediationsprozess
leisten zu müssen und dann noch nicht einmal auf Un-
terlassung, sondern (bloß) auf Schadenersatz klagen
zu können, das finde ich enorm schwach. Damit kann
man nicht wirklich was bewegen in der Gesellschaft“,
sagt der 28-jährige Markus S.

Der blinde Thomas V. (35), derzeit arbeitslos, meint
dazu: „Das ist ein hohler Behälter, der jetzt noch ge-
füllt wird nach den Vorstellungen der Wirtschafts-
kammer und der Wirtschaft und nicht wirklich nach
den Vorstellungen von Behinderten. Natürlich muss
man einen Kompromiss finden, das ist klar. Aber der
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Kompromiss schaut jetzt einfach so aus, dass es kei-
nen Kompromiss gibt.“ 

Antidiskriminierung sei ja gut und schön, so der all-
gemeine Tenor, aber eigentlich sei es schade, dass
man so ein Gesetz überhaupt braucht. Wenn sich in
den Köpfen der Menschen nichts ändert, sind sich alle
Befragten sicher, wird auch dieses Gesetz nicht viel
bringen.

Daniela Punzenberger

Anmerkung
1 Im BEinstG gibt es zwar auch eine Antidiskriminie-

rungsklausel. Diese bezieht sich aber explizit nur auf
den Bereich der Arbeitswelt.
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Chronisch krank 
Immer mehr Menschen leiden an chronischen
Krankheiten. Die Ursachen für chronische
Krankheiten können krankheitsbedingt, un-
fallbedingt und/oder aufgrund einer psychi-
schen Beeinträchtigung auftreten. Die verur-
sachenden Probleme für die Krankheit sind
meist schon weiter zurückliegend, werden
aber erst viel später bewusst wahrgenommen,
erst dann, wenn sich die gesundheitliche Be-
einträchtigung im Arbeitsleben oder in der
Familie auswirkt. Die Bewältigung der
Schmerzen und der damit verbundenen Pro-
bleme im Alltag erfolgt auf verschiedene Art
und Weise. Einerseits durch Verdrängen, an-
dererseits stellen sich die PatientInnen aktiv
der Krankheit und versuchen, ihr schwieriges
Leben der alltäglichen Situation anzupassen.
In den meisten Fällen sind psychische Beein-
trächtigungen Auslöser oder Verstärker für
die chronische körperliche Krankheit.

Die Medizin wird durch zwei grundlegende Begriffe
geprägt, durch „Gesundheit“ und „Krankheit“. Im All-
tag werden diese beiden Begriffe häufig verwendet,
doch eigentlich ist unklar, was mit diesen wirklich ge-
meint ist. Die Begriffe werden in verschiedenen Wis-
senschaftsdisziplinen unterschiedlich beschrieben,1 in

der Gesellschaft immer wieder neu definiert und auch
mit einem sich verändernden Bedeutungsgehalt hin-
terlegt. Zur Bewertung von Gesundheits- und Krank-
heitszuständen im Alltag sind verschiedene Faktoren
ausschlaggebend: Art und Dauer bereits erlittener Er-
krankungen, Lebensgeschichte, Geschlecht, Alter, Per-
sönlichkeit und auch vorherrschende Wissenschafts-
theorie.2

Krankheiten werden als chronisch typisiert, wenn sie
sich langsam entwickeln und zumindest sechs Mo-
nate andauern, meist aber ein Leben lang vorhanden
sind. Der Begriff „chronisch“ stammt aus dem Grie-
chischen (chronos = die Zeit) und bezieht sich auf die
Dauer einer Erkrankung. Dies sagt aber noch nichts
über Art und Auswirkungen der dauerhaften Erkran-
kung auf die Betroffenen aus. Viele der chronischen
Krankheiten führen zu funktionellen Einschränkun-
gen, so genannten Fähigkeitsstörungen (disabilities)
und sozialen Beeinträchtigungen (handicaps). Erkran-
kungen können körperlich oder psychisch ausgeprägt
sein.3

Im Rahmen eines Projektes des Forschungsnetz-
werkes Oberösterreich in Zusammenarbeit mit dem
Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik (Johannes
Kepler Universität Linz) sollten die Lebenslagen ver-
schiedener Personengruppen erforscht und unter-
sucht werden. Thema des vorliegenden Beitrages sind
die Lebenslagen von chronisch kranken Schmerzpati-
entInnen, die nicht nur körperlich unter der Krankheit
leiden, sondern auch auf sozialer und gesellschaftli-
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cher Ebene Beeinträchtigungen hinnehmen müssen.
Diese äußern sich einerseits ökonomisch etwa durch
Verlust des Arbeitsplatzes, andererseits im gesell-
schaftlichen Bereich durch Isolation, Stigmatisierung
oder familiäre Probleme.

Durch eine exemplarische qualitative Untersuchung
an zehn chronisch kranken SchmerzpatientInnen soll-
ten verschiedene Bereiche der jeweiligen Lebenssi-
tuation beleuchtet werden. Zu Beginn der Untersu-
chung wurde angenommen, dass der Zugang zu den
ärztlich diagnostizierten PatientInnen nur schwer zu
finden ist, bzw. war es fraglich, ob die PatientInnen
auch bereit sind, ausreichend über ihre chronischen
Leiden zu sprechen. Schließlich konnten einerseits
Kontakte durch eine im Krankenhaus Grieskirchen
tätige diplomierte Gesundheits- und Krankenschwe-
ster hergestellt werden und andererseits stellte sich
heraus, dass einige Personen im Verwandten- und
Freundeskreis bereits eingehende Erfahrung mit chro-
nischen Krankheiten in der eigenen Familie gemacht
haben, sich deshalb teilweise für die Interviews zur
Verfügung stellten und/oder Kontakte zu weiteren
chronischen SchmerzpatientInnen vermittelten. 

Die Befragten sind zwischen 22 und 58 Jahre alt. Um
einen Vergleich zwischen den Aussagen zu schaffen,
wurde die Auswahl der Befragten eingeschränkt. Zum
einen sind Personen mit Schädigungen oder Beein-
trächtigungen im Bereich des Bewegungsapparates
und zum anderen PatientInnen mit körperlichen neu-
rologischen Schmerzen Gegenstand der Untersu-
chung. An einem biographischen Interviewleitfaden
orientiert wurden die zehn PatientInnen unter ande-
rem über die bisherige Lebensgeschichte, die Erkran-
kung, den Alltag, ihre Situation als chronisch Kranke,
über Vor- oder Nachteile gegenüber gesunden Men-
schen, Stigmatisierung, die Sicht der Angehörigen
über die Krankheit und die dadurch verursachten Pro-
bleme und ihre Perspektiven und Zukunftspläne be-
fragt. Vor allem die jeweilige subjektiv empfundene
Lebenssituation und eine etwaige Stigmatisierung
sollen im Folgenden näher betrachtet werden.

Soziale und materielle Situation begleitet
von Armut
Die PatientInnen fühlen sich großteils durch ihre kör-
perlichen Beschwerden nicht oder kaum in der Aus-
übung des Berufes oder alltäglicher Tätigkeiten ein-
geschränkt. Aber durchwegs alle Befragten sagen aus,
dass die Lebensbewältigung natürlich auch wesent-
lich von der materiellen Situation abhängt. Die Pati-
entInnen betonen die Wichtigkeit des Arbeitsplatzes.
Einige der PatientInnen sind vollbeschäftigt, einige

halbtags, ein Patient steckt gerade in einem Arbeits-
zeitmodell, zwei PatientInnen absolvieren noch eine
Ausbildung. Ein Patient ist arbeitslos. Die Befragten
haben entweder eine Lehre abgeschlossen, berufsbil-
dende Schulen besucht oder befinden sich noch in
Ausbildung. Zum Zeitpunkt der Befragung konnten
alle PatientInnen ihre Grundbedürfnisse decken.

Wichtig für die Beurteilung von Lebenslagen und
Krankheit sind in diesem Zusammenhang unter ande-
rem das Verständnis und die Beurteilung von Armut
und Reichtum. Die PatientInnen wurden gefragt, was
sie sich unter den beiden Begriffen vorstellen und wie
wichtig Armut oder Reichtum für ihr Leben und für
die Bewältigung der derzeitigen Situation ist. Er-
staunlicherweise gaben alle zehn Befragten an, dass
darunter einerseits natürlich materielle Werte zu ver-
stehen seien, andererseits dürfe aber nicht nur diese
Sichtweise von Wichtigkeit sein, sondern es müssen
auch die sozialen und immateriellen Komponenten
betrachtet werden. Zur materiellen Armut bzw. zum
materiellen Reichtum sagten die chronisch Kranken
aus, dass es heutzutage nur noch Arm oder Reich
gibt. Ein richtig solides Mittelmaß (im Sinn von Mit-
telstand) gibt es heutzutage kaum mehr. Das Streben
nach mehr und die Unzufriedenheit mit dem, was
man hat, zeigen auf, dass wir in einer Wohlstandsge-
sellschaft leben. Einige der Befragten meinten, es sei
schade, dass man heutzutage nicht mehr mit dem zu-
frieden ist, was man hat, sondern immer mehr will.
Nach Aussagen der Befragten ist die soziale bzw. ge-
sellschaftliche Armut aber noch viel schlimmer zu
verkraften. Das gilt nicht nur für die PatientInnen,
auch dazu befragte Angehörige teilen dieses Urteil.
Für viele der Befragten ist gesellschaftliche Isolation
eine der schlimmsten Formen von sozialer und gesell-
schaftlicher Armut.

Stigmatisierung
Die Reaktion der Mitmenschen auf Erkrankungen ist
oft ein großer Schock für die Betroffenen. Besonders,
wenn sich Bekannte oder die Familien von den Pati-
entInnen abwenden, macht das nicht nur ihnen, son-
dern auch ihren Angehörigen zu schaffen. Menschen
können vielfach nicht mit einer solchen Situation
umgehen und wenden sich daher lieber ab.4

Fühlen sich chronische SchmerzpatientInnen stigma-
tisiert? Nicht nur die materielle, sondern auch die
Veränderung der sozialen Situation bereitet den Be-
troffenen Probleme. Die PatientInnen treten oftmals
nicht an die Öffentlichkeit mit ihren Schmerzen oder
Sorgen. Nicht nur die körperlichen Beschwerden, son-
dern auch in der Folge psychische Beeinträchtigun-
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gen lassen die PatientInnen davor zurückschrecken.
Aus Angst, als „Jammerlappen“ oder „Heulsuse“ dazu-
stehen, sprechen chronisch Kranke nicht über ihre
Beschwerden. Viele PatientInnen sind sich der Tatsa-
che bewusst, dass mit der chronischen Krankheit
auch psychische Beeinträchtigungen einhergehen,
oder wechselwirkend die psychischen Unzulänglich-
keiten körperlichen Schaden hervorrufen. Alleine die
Tatsache, krank zu sein, verheimlichen viele Men-
schen vor Familie, FreundInnen und ArbeitskollegIn-
nen. Sind darüber hinaus auch psychische Probleme
vorhanden, wird dies meist verschwiegen, aus Angst
vor den Reaktionen der näheren Umwelt.

Unsere Gesellschaft schafft Mittel zur Kategorisie-
rung von Personen und Attribute dazu. Man macht
Annahmen darüber, was unser Gegenüber sein sollte.
Wir sind uns aber oft nicht bewusst, dass wir damit
eigentlich Anforderungen an unser Gegenüber stel-
len. Fremde können eine Eigenschaft besitzen, die sie
von den anderen in derselben Personenkategorie un-
terscheidet, etwa kann diese Person aufgrund ihrer
Eigenschaften als gefährlich, schlecht, oder schwach
angesehen werden, weil sie entweder ein vom nor-
malen sozialen Verhalten abweichendes und gefährli-
ches Verhalten an den Tag legt oder durch (angebo-
rene) Krankheit im täglichen Leben beeinträchtigt ist
oder einer kulturellen Minderheit angehört. Die Vor-
stellung, die man an diese Person gestellt hat, kann
nicht erfüllt werden und somit wird sie von einer
ganzen Person zu einer beeinträchtigten Person her-
abgemindert. Dies nennt man Stigma. Solche negati-
ven Attribute werden auch Fehler, Unzulänglichkeit
oder Handikap genannt. Anspruch und Wirklichkeit
unterscheiden sich somit voneinander.5

Einerseits erfahren die PatientInnen keine negativen
Erlebnisse, zumindest nicht offen, auch wenn Perso-
nen in ihrer näheren Umgebung von der Krankheit
und ihren Auswirkungen wissen. Andererseits haben
sie Angst vor Stigmatisierung, beißen die Zähne zu-
sammen, offenbaren sich fast keinem. Die engsten
Bezugspersonen sind am ehesten noch in der Familie
zu finden, ihnen teilen sie ihre Krankheitsbeschwer-
den, Befürchtungen vor den Folgen und Auswirkun-
gen auf das berufliche Leben mit. 

Am meisten Angst haben die PatientInnen vor der ge-
sellschaftlichen Isolation, die oftmals mit chroni-
schen Krankheiten einhergeht. Würde die Unterstüt-
zung seitens der Familie oder der FreundInnen nicht
bestehen, fühlten sie sich alleine gelassen und hätten
keine AnsprechpartnerInnen, denen sie sich anver-
trauen können. Fast allen Befragten ist schon alleine

mit Gesprächen zu Vertrauten geholfen, dies sehen
sie als eine Art Befreiung, die Annahme von profes-
sioneller Hilfe im Sinne von psychologischer oder psy-
chiatrischer Beratung wurde nur von einem Patienten
bis jetzt in Erwägung gezogen und auch in Anspruch
genommen. Aufgrund der Befragung konnte der Ein-
druck gewonnen werden, dass die Inanspruchnahme
dieser Form der Unterstützung eher im Verborgenen
als offen erwogen wird. Wird professionelle ärztliche
Hilfe in Anspruch genommen, passiert dies zumeist
weiter entfernt vom Heimatort, beispielsweise in Re-
habilitationseinrichtungen, wo auch das körperliche
Leiden gelindert werden kann.

Fazit
Die Lebenslagen der befragten chronisch Kranken un-
terscheiden sich in vielen Bereichen. Einige sind jung,
andere in der Lebensmitte oder auch älter. Einige stu-
dieren oder absolvieren den Präsenzdienst, andere
sind erwerbstätig, ein Teil ist arbeitslos oder durch Al-
tersteilzeit de facto schon im Ruhestand. Dennoch
gibt es einige Gemeinsamkeiten. Neben der zentralen
Dimension, nämlich der Bewältigung der Herausfor-
derungen in Beruf und/oder Alltag trotz der auftre-
tenden Schmerzen, messen alle Befragten ihrem
Beruf einen hohen Stellenwert bei. Sie gehen gerne
arbeiten. Durchwegs haben Angehörige, Bekannte
oder FreundInnen gut auf die Krankheit reagiert.

Wenn auch nur wenige Befragte über stigmatisie-
rende Erlebnisse berichten - dies spielt sich meist
nicht offen, sondern im Verborgenen ab - zeigt sich,
dass nicht wenige Befragte ihre gesundheitlichen
Probleme vor der Öffentlichkeit verstecken. Die Angst,
als unzuverlässige oder schlechte Arbeitskraft abge-
stempelt zu werden sowie davor, die Umwelt mit den
eigenen Schmerzen zu belasten, sind mitverantwort-
lich für das Verheimlichen eines schmerzvollen Le-
bens. Dies führt zum Teil zum selbst gewählten Rück-
zug aus dem gesellschaftlichen Leben, das in der
Folge auch in der extremsten Form zu gesellschaftli-
cher Isolation führen kann. 

Wünschenswert wäre daher mehr Aufklärungsarbeit,
auch im Hinblick auf seltenere, nicht sichtbare und
schwer zu diagnostizierende Krankheiten. Was die
Zukunft betrifft, so wünschen sich die Befragten eine
Stabilisierung ihres Gesundheits- respektive Krank-
heitszustandes. Kaum jemand rechnet ernsthaft mit
einem zukünftigen Leben ohne Schmerz.

Andrea Haslinger
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Anmerkungen
1 Vgl. Siegrist 1995, S. 199ff
2 Vgl. Hörning 2002, S. 16f
3 Vgl. Schwarzer/Höhn-Beste 2002, S. 125
4 Vgl. Weiss 2001, S. 13
5 Vgl. Goffman 1975, S. 9ff; vgl. auch Finzen 2001, S. 27
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„Alles hat sich geändert”
Zur Lebenslage psychisch kranker Menschen

Statistisch gesehen leidet jede/r Vierte einmal im
Leben an psychischen oder neurologischen Störun-
gen. Allein in Europa kämpfen heute mehr als 33 Mil-
lionen Menschen mit Depressionen, Tendenz stei-
gend: 2020 sollen Depressionen Prognosen zufolge
die zweithäufigste Ursache von Krankheit und Behin-
derung sein.1

Angesichts dieser Entwicklung scheint die hart-
näckige Tradierung von Vorurteilen gegenüber psy-
chischen Erkrankungen und damit einhergehend die
Ausgrenzung der Betroffenen unverständlich. Am
Beispiel zehn konkreter Biographien wurde versucht,
die reale(n) Lebenssituation(en) psychisch kranker
Menschen nachzuzeichnen.2 Behandelt wurden dabei
die Dimensionen bzw. Lebenslagen Arbeit/Beruf, Ein-
kommen, Wohnen, Familie/soziales Umfeld sowie
Stigmatisierung/Diskriminierung. Aufgrund ihrer zen-
tralen Bedeutung steht die Dimension Arbeit/Beruf im
Folgenden im Mittelpunkt.

„Wenn du den ganzen Tag daheim bist und immer
vorstellen gehst zu den Firmen und dann immer wie-
der Absagen bekommst – das ist nicht das Wahre.“
(Walter, 28)3

So unterschiedlich die Biographien psychisch kranker
Menschen in manchem auch sind, eines haben fast
alle gemeinsam: immer wiederkehrende, vorüberge-
hende und/oder langfristige Erwerbslosigkeit. In einer
Gesellschaft, in der sich vieles von „Arbeit“ ableitet –
materielle Sicherheit, sozialer Status, Selbstwert, etc.

– ist dies für die/den Einzelne/n fatal: Mit der Ar-
beit/Berufstätigkeit geht ein zentraler Teil der Iden-
tität verloren.4

Es ist daher kein Zufall, dass sich gerade dann, wenn
der Arbeitsplatz verloren geht, soziale Unsicherheiten
und Ängste massiv verstärken. So sehr, dass alltägli-
che Aktivitäten – der Besuch, der Einkauf, der Behör-
dengang – zu unüberwindlichen Hindernissen wer-
den. Der damit verbundene Stress führt viele psy-
chisch kranke Menschen letztlich in die „selbstge-
wählte“ Isolation.

Wie schon angedeutet, bewirkt der Verlust von Ar-
beit auch den des existenzsichernden Einkommens.
Damit einher geht nicht „nur“ eine Minderung der
Lebensqualität – die Betroffenen, zumal sie psy-
chisch krank sind, laufen Gefahr, langfristig in die
Armut abzurutschen.

Franz ist heute 60, er bezieht seit zehn Jahren eine
monatliche Pension von 630 Euro (13. und 14. Pen-
sionszahlung nicht berücksichtigt). Zusätzlich erhält
er 90 Euro Wohnbeihilfe. Für seine 45-Quadratmeter-
Wohnung bezahlt Franz jeden Monat 171 Euro Miete
plus 27 Euro für Strom sowie 57 Euro für Gas. Seine
monatlichen Fixkosten belaufen sich demnach auf
255 Euro. Bleiben ihm noch 465 Euro – für Essen,
Kleidung, Freizeit und seine Katze. Weder die drin-
gend notwendige Renovierung seiner Wohnung noch
eine Schuldenregulierung – sein Schuldenstand
beläuft sich auf rund 36.000 Euro – sind ihm möglich.
Vor kurzem erst hat er sich ein Bett gekauft, in dem
er nun endlich gut schläft. Eingezogen ist er vor fünf
Jahren...
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„Mit diesen Medikamenten ist es immer schlechter
geworden – auch körperlich [...] Die Betreuer haben
dann gesagt, ich soll jetzt mal in der Pension bleiben.
Jetzt sind es schon zehn Jahre [...]“ (Michaela, 41)
Kurzfristige Jobs, Leasingarbeiten und – immer wie-
der – Erwerbslosigkeit; für viele psychisch kranke
Menschen ist die vorzeitige Pensionierung irgend-
wann der letzte Ausweg. Am Ende diverser medizini-
scher und beruflicher Rehabilitationsmaßnahmen
steht eine ärztliche Untersuchung und die „gemin-
derte Arbeitsfähigkeit“ ist amtlich. ArbeiterInnen
haben dann Anspruch auf eine Invaliditäts-, Ange-
stellte auf eine Berufsunfähigkeitspension.5 Der
Richtsatz dieser Alters-, Korridor- oder Invaliditäts-
beziehungsweise Berufsunfähigkeitspensionen be-
läuft sich auf 690 Euro pro Monat. BezieherInnen,
deren Pensionen darunter liegen, können eine Aus-
gleichszulage beantragen.6

Zwar sichern diese Transferleistungen die materielle
Basis – mehr schlecht als recht –, doch hat dies eine
Kehrseite: Die endgültige berufliche Desintegration
häufig noch sehr junger Menschen wirkt sich äußerst
negativ auf ihren Selbstwert aus und zieht häufig ihre
gesellschaftliche Isolation nach sich. 

“Wenn ich ehrlich bin, würde ich das nicht mehr schaffen
– 40 Stunden auf keinen Fall.“ (Michaela, 41)

Die primäre Herausforderung einer (Re-)Integration
psychisch kranker Menschen in den Arbeitsmarkt
liegt in der Vermittlung von Beschäftigungsverhält-
nissen, deren Anforderungen sie auch dauerhaft ge-
wachsen sind. Oft aber werden Jobs offeriert, die
weder ihrer Leistungsfähigkeit noch ihren individuel-
len Problemlagen entsprechen. Eine Kündigung nach
der anderen und damit verbundene persönliche Rück-
schläge sind die Folge. 

Nicht die Quantität, sondern die Qualität der ange-
bahnten Beschäftigungsverhältnisse entscheidet über
das Gelingen der dauerhaften beruflichen Integration
psychisch kranker Erwerbsloser. Darüber hinaus
braucht es dazu meist aber noch etwas: begleitende
Maßnahmen, die auf die persönliche Stabilisierung
der KlientInnen abzielen. Das Angebot reicht von so-
zialökonomischen Betrieben über Arbeitstrainings-
zentren bis hin zu Arbeitsassistenz.

„Ich bin in der Tagesstruktur [...] ich mach da Gartenar-
beiten – Hecken schneiden, Rasen mähen,...“ (Karl, 40)
Die persönlichen und sozialen Fähigkeiten (wieder) zu
entwickeln und zu stärken, sind Ziele der „tagesstruk-
turierenden Maßnahmen“. Sie richten sich an jene
psychisch kranken Menschen, deren Integration in

den ersten Arbeitsmarkt nicht (mehr) möglich ist.
Neben psychosozialer Betreuung werden den Klien-
tInnen stundenweise Beschäftigungsmöglichkeiten
angeboten. Sie reichen von der Mitarbeit im Café, der
Tischlerei, Druckerei und Wäscherei bis zur Keramik-
werkstatt und anderen Betätigungsbereichen.7

„Eine Tagesstruktur ist für mich ein avantgardisti-
sches Projekt, weil dort genau das vorgelebt wird, was
die Menschen eigentlich brauchen [...]. Die [...], die in
die Tagesstruktur gehen, haben sozusagen eine psy-
chosoziale Kalkulation aufgestellt: [...] ich habe dort
eine Tagesstruktur, ich habe dort soziale Netzwerke –
die meisten gehen eigentlich in die Tagesstruktur,
weil sie die sozialen Kontakte schätzen und nicht,
weil sie unbedingt Geld verdienen wollen, sie kriegen
etwas Taschengeld. Das sind die Faktoren, warum die
Leute [...] sich dort sehr wohl fühlen. Weil sie dort die
Rahmenbedingungen vorfinden, die sich viele Men-
schen, die in einem Arbeitsprozess stehen und krank-
machende Bedingungen haben, eigentlich wünschen
würden“, so Christian Rachbauer von pro mente
Oberösterreich.8

„Solange ich gesund war, war eigentlich nichts
schwierig, ist alles normal gegangen. Du wirst ja
nicht psychisch krank geboren. Das kommt einfach
daher.“ (Karl, 40)
Psychisch krank zu werden ist eine Zäsur. Es ist ein
Bruch auf familiärer, gesellschaftlicher und berufli-
cher Ebene: Krankhausaufenthalte und Medikamente,
der Verlust des Arbeitsplatzes, der Familie, der
FreundInnen, das Scheitern der Beziehung – eines
reiht sich an das andere. Eine psychische Erkrankung
zwingt die meisten, ein neues Leben zu beginnen.

Dass psychisch kranke Menschen „Reichtum“ und
„Armut“ primär nicht auf materieller Ebene interpre-
tieren, überrascht zunächst; allein die Erklärung dafür
leuchtet ein: „Reich“ sein heißt für die meisten,
selbstständig und selbstbestimmt leben zu können. Es
geht darum, gesund zu sein, Menschen um sich zu
haben und in einer eigenen Wohnung zu leben. 

„In meinem Ort hab ich nicht mehr leben können,
weil am Land, wenn du psychisch krank bist, da bist
du ja deppert oder ein Narrenhäusler […] Da bin ich
nach Linz. Da bist du anonymer, da geht’s besser.“
(Karl, 40)
Wenn das Betreuungsangebot in den vergangenen
Jahren auch kontinuierlich ausgebaut wurde, muss
wegen des starken Anstiegs psychischer Erkrankun-
gen dennoch von einer schlechten Versorgungslage
die Rede sein. Zumal das Gros der Einrichtungen in
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den größeren Städten angesiedelt und in ländlichen
Gemeinden eine mehr oder weniger „Null-Versor-
gung“ traurige Tatsache ist. Sieben der zehn inter-
viewten Personen übersiedelten primär ihrer Erkran-
kung wegen nach Linz. Ihre Beweggründe: das nicht-
vorhandene Betreuungsangebot in ihrer Heimatge-
meinde und/oder ihrem Bundesland und/oder ihre so-
ziale Ausgrenzung im ländlich strukturierten Raum. 

Um die Lebenslage psychisch kranker Menschen weiter
zu verbessern, sind die politischen AkteurInnen und re-
levanten EntscheidungsträgerInnen aufgefordert:

präventive Maßnahmen konsequent zu stärken

mit gezielter Informations- und Aufklärungsarbeit
der Stigmatisierung psychisch kranker Menschen
nachhaltig entgegenzuwirken

die Versorgungsdichte vor allem in ländlichen Re-
gionen weiter zu erhöhen

die (Re-)Integration psychisch kranker Menschen in
den primären Arbeitsmarkt zu professionalisieren

psychisch kranken Menschen, für die keine Inte-
gration in den primären Arbeitsmarkt (mehr)
möglich ist, spezielle Beschäftigungsmöglichkei-
ten anzubieten und auch entsprechend zu hono-
rieren

die Partizipationsmöglichkeit psychisch kranker
Menschen auszuweiten, ihnen beispielsweise am

– kommunalen – Wohnungsmarkt Priorität einzu-
räumen, um den Betroffenen eine weitgehend
selbstständige Lebensführung zu ermöglichen

Nicole Sonnleitner
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Der typische jugendliche
Drop-Out ist ... 
Warum eine differenzierte Betrachtung im
Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit not-
wendig ist  

Drop-Outs sind AbsolventInnen von Sonderschulen
oder HauptschülerInnen mit einem negativen oder
sehr schlechten Abschlusszeugnis, die vom Antritt
einer Berufsaufbildung ausgeschlossen und ohne
Erstausbildung bleiben. Ihnen bleibt der Start in ein
geregeltes, sicheres Berufsleben verwehrt. Der Anteil
der Risikogruppe „Drop-Outs“ wird in Österreich auf
rund fünf Prozent geschätzt. Das heißt, jedes Jahr ist
mit ca. 5.000 PflichtschulabgängerInnen zu rechnen,
deren Aussicht auf eine Lehrstelle äußerst gering ist.1

Überdurchschnittlich viele Drop-Outs finden sich in
den AMS-Statistiken:2 Sechs Prozent der arbeitslos

gemeldeten Jugendlichen und elf Prozent der
Lehrstellensuchenden oder SchulungsteilnehmerInn-
nen sind dieser Risikogruppe zuzurechnen. Dagegen
kommen nur 1,9 Prozent der SchülerInnen der ersten
Berufschulklassen aus der Sonderschule oder haben
keine Hauptschulabschluss.3 Alle diese Zahlen
berücksichtigen nicht jene, die einen formalen
Hauptschulabschluss, jedoch nur mit schlechten
Noten, vorweisen können. 

Interviews mit jugendlichen Drop-Outs
Der „typische“ jugendliche Drop-Out, wie ihn sich die
Öffentlichkeit vorstellt, ist männlich, stammt aus in-
stabilen Familienverhältnissen mit Migrationshinter-
grund, war schlicht zu faul zum Lernen und zudem
ein sozial auffälliger Schüler. Er ist „selbst schuld“ an
seiner Misere, auch weil er nur mangelndes Interesse
an einer Lehrstelle zeigt und keine Selbstverantwor-
tung wahrnimmt. Andere, z.B. strukturelle Ursachen,
werden nicht hinterfragt.  
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Eine nähere Beschäftigung mit jugendlichen Drop-
Outs zeigt freilich ein differenzierteres Bild. Für eine
exemplarische Erhebung ihrer Lebenslagen wurden
von mir elf Jugendliche befragt. Die Jugendlichen,
fünf davon weiblich, sind zwischen 15 und 20 Jahre
alt und leben im oberösterreichischen Zentralraum.
Vier haben Migrationshintergrund. Etwa die Hälfte
kommt tatsächlich aus instabilen oder ökonomisch
prekären Familienverhältnissen. Fast alle Hauptschul-
absolventInnen haben ein positives Abschlusszeugnis,
wenn auch mit schlechten Noten. Überraschend viele,
nämlich sieben von elf, darunter auch die beiden Son-
derschülerInnen, haben die Vorschule besucht. Die
meisten von ihnen waren daher nicht in der Polytech-
nischen Schule. Drei der Befragten sind obdachlos,
zwei haben eine eigene Wohnung. 

Einige haben schon Berufserfahrung sammeln kön-
nen, konnten jedoch keine Lehre abschließen. Die
meisten nehmen an AMS-Kursen teil oder sind zu-
mindest arbeitslos gemeldet. 

Alle verbindet die Einsicht, dass für die Erfüllung ihrer
Lebensziele und –träume ein Beruf notwendig ist. Be-
sonders Alexander4, 19, leidet unter den vergeblichen
Bemühungen um einen Arbeitsplatz. „Ich hätte halt
gern eine fixe Arbeit, abgeschlossene Ausbildung, weil
Hilfsarbeiter ist nix gscheit’s.“ Schließlich möchte er
eine Familie gründen und ernähren können. Seine bis-

herigen Arbeitgeber schätzten ihn zwar als fleißigen
Arbeiter, doch für eine Lehre kommt er aufgrund sei-
ner kognitiven Schwächen nicht in Frage. 

Analyse der defizitären Lebensbereiche
Bei einer problemlösungsorientierten Betrachtung
des Problems drängen sich folgende Fragen auf: Wie
stehen die Chancen der einzelnen Jugendlichen, der
Drop-Out-Falle zu entkommen? In welchen Lebens-
bereichen gibt es Defizite, die sich hemmend auf die
Integration in den Arbeitsmarkt auswirken? Dies fest-
zustellen bedarf einer möglichst objektiven Bewer-
tung der Umstände, welche die Jugendlichen in ihre
Situation gebracht haben. 

Ein nützliches Instrument dafür ist der Drop-Out-
Faktor, der basierend auf die Nutzwertanalyse ent-
wickelt wurde. Die Nutzwertanalyse ist ein Manage-
mentinstrument, das besonders geeignet ist, „wei-
che“, also nicht in Geld oder Zahlen messbare Krite-
rien gegeneinander abzuwägen.5 Der Drop-Out Faktor
zeigt, in welchem Maße die Voraussetzungen für
einen Ausschluss aus dem Arbeitsmarkt erfüllt wer-
den und in welchen Lebensbereichen Defizite vorlie-
gen. Dazu werden verschiedene Lebensbereiche ana-
lysiert und entsprechend ihrer angenommenen hem-
menden Wirkung auf eine Eingliederung in den Ar-
beitsprozess prozentuell gewichtet. Das Ergebnis:  

Tabelle 1: Charakterisierung der Befragten
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Ausbildungserfolg: 30 Prozent  

Familiäres Umfeld: 22 Prozent (familiales Rollen-
system: 13 Prozent, sozioökonomische Stellung
der Eltern: 9 Prozent)  

Migrationshintergrund, Diskriminierung und Aus-
grenzung: 20 Prozent  

eigene materielle Unabhängigkeit: 10 Prozent  

Geschlecht: 5 Prozent 

Stellenwert von Lehrstelle und Beruf: 5 Prozent  

einseitige Berufsvorstellungen: 5 Prozent  

Vorstrafe: 3 Prozent 

Den größten Einfluss auf eine Drop-Out-Karriere hat
zweifellos der Ausbildungserfolg. Die Zeugnisnoten
entscheiden darüber, ob Jugendliche die Chance auf
einen Ausbildungsplatz erhalten oder nicht. Für Mag-
dalena, 16, kam diese Einsicht zu spät: „Ich war so un-
endlich faul! [lacht]. Ja, mich hat nix gefreut. Aber
jetzt bereu’ ich das. Weil jetzt hätte ich sicher schon
eine Arbeit, wenn ich ein besseres Zeugnis hätte.“

Die anderen Lebensbereiche wirken zumindest indi-
rekt auf die Drop-Out-Gefahr. Am stärksten wird
dabei die Familie als wichtigste Sozialisationsin-
stanz bewertet. Die Eltern prägen ihre Kinder, indem
sie Informationen zur Lebensführung, Lernen, Beruf-
sentscheidungen strukturieren und bewerten, ermu-
tigen oder davon abraten.6 Sie beeinflussen den
Schulerfolg durch ihre Lernunterstützung und durch
ihre Vorbildwirkung als Berufstätige.7 Die sozioöko-
nomische Situation und die berufliche Stellung der
Eltern entscheiden unter anderem über die schuli-
sche Performance.8

Ähnlich wird der Migrationshintergrund gewichtet.
Die sprachlichen und kulturellen Nachteile und die
nach wie vor herrschende Diskriminierung von „Aus-
länderInnen“9 tragen zu einem Fünftel zu einer Drop-
Out-Karriere bei. Mateja, 18, kann von Schwierigkei-
ten bei den Hausaufgaben berichten: „Sie (meine
Mutter) kann es mir ja nicht erklären. Weil wenn sie es
mir erklärt, dann erklärt sie es so, wie sie es in Serbien
gelernt hat. Und des ist ja nicht so. Z.B. dividieren tut
sie ganz anders, mit dem Aufschreiben, als wir in
Österreich.“ 

Jugendliche streben nach Selbstständigkeit. Manche
der Befragten leben ihre Unabhängigkeit in einer ei-
genen Wohnung aus. Doch die damit verbundenen fi-
nanziellen Belastungen können sich als Hemmschuh
für die Berufsausbildung entwickeln, wenn der Druck
zu groß wird und sich die Konzentration mehr auf den
unmittelbaren Lebensunterhalt als auf eine langfristi-

gen Berufsausbildung richten muss. Cristina, 18, hat
große finanzielle Probleme: „Weil jetzt muss ich selber
für mich sorgen [...] und das Geld reicht nicht. Das
ganze Geld geht in die Wohnung. Wenn ich mir zu
essen kaufe, ist alles weg.“ 

Für jedes Kriterium wurde anschließend einzeln er-
mittelt, in welchem Ausmaß jede/r Jugendliche das
jeweilige Kriterium erfüllt (Erfüllungsgrad). Dabei ist
weniger die Zahl an sich wichtig als das Verhältnis
aller Jugendlichen zueinander. Der Sonderschüler
Alexander, 19, z.B. kann keinen Hauptschulabschluss
vorweisen und erfüllt das Kriterium „kein Haupt-
schulabschluss“ zu 100 Prozent. Pascal, 17, hat einen
positiven Abschluss mit guten Noten, er erfüllt das
Kriterium daher zu 0 Prozent.   

Nach der Bestimmung des Erfüllungsgrads wird die-
ser mit der Gewichtung multipliziert. Niko, 15, zum
Beispiel ist vorbestraft. Die Gewichtung 3 wird mit
dem Erfüllungsgrad von 100 Prozent multipliziert. In
der Kategorie „Vorbestraft“ erreicht Niko somit 3
Punkte. Schließlich werden alle erreichten Punkte in
den verschiedenen Kategorien aufsummiert. Die je-
weilige Gesamtpunkteanzahl ergibt den individuellen
Drop-Out-Faktor: Je niedriger der Drop-Out-Faktor,
desto wahrscheinlicher ist eine (dauerhafte) Integra-
tion in den Arbeitsmarkt.   

Interpretation der Berechnungen
Den höchsten Drop-Out-Faktor (siehe Tabelle 2) weist
der 17jährige Thomas mit 51,3 Punkten auf. Beson-
ders hemmend wirken sich sein vorzeitiger Schulab-
bruch, seine Heimkarriere und die starken Konflikte
mit der Familie aus. Zudem ist er obdachlos. Er sieht
seine aktuelle Lebensweise als eine Übergangs- und
Orientierungsphase und ist stolz darauf, keine staat-
lichen Transferleistungen zu beziehen. Wollte er wie-
der bei den Eltern einziehen, müsste er sich ihren Ou-
tfit-Vorstellungen anpassen: „Keine langen gefärbten
Haare, keine schwarzen Klamotten, keine Piercings
mehr“. Dazu ist er, zumindest bislang, nicht bereit. 

Mateja, 18, Marija, 17, und Cristina, 18, sind die
nächsten in der Reihung. Alle drei haben Migrations-
hintergrund. Bei Mateja, 18, wirken die familiäre Si-
tuation und das schlechte Abschlusszeugnis zu glei-
chen Teilen. Marija, 17, hingegen ist als Sonderschü-
lerin mit Lernschwächen besonders benachteiligt. Sie
gibt dennoch nicht auf und möchte unbedingt den
Hauptschulabschluss nachholen, obwohl ihr die Um-
welt wenig zutraut: „Die Leut’ haben immer gesagt,
das schaffst du nicht, du bist so schwach. Das ist
schwer, wenn’st immer nur das hörst.“
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Am Ende des Rankings steht Benjamin, 15, er weist
den niedrigsten Drop-Out-Faktor auf. Einzig seine
mangelnden Leistungen in der Schule stehen einer
beruflichen Ausbildung im Wege. Seine Chancen auf
eine Lehrstelle sind im Vergleich zu den anderen am
höchsten. Er hat auch große Pläne: „Ja, dass ich mal
nach Amerika ziehen kann und so. Vom Vater aus,
wegen der Firma. Aber sie haben gesagt, erst wenn ich
ausgelernt bin.“ 

Leistung des Drop-Out-Faktors
Wenn auch die vorliegende Berechnung einen guten
Überblick über die Drop-Out-Gefährdung geben kann,
weist sie dennoch Schwächen auf. Nicht anders ist zu
erklären, warum Desiree, 19, die, da sie eine Ausbil-
dung abgeschlossen hat, im oben definierten Sinn
nicht zur Gruppe der Drop-Outs zu zählen ist und als
„Gegenprobe“ in die Untersuchung aufgenommen
wurde, einen Drop-Out-Faktor von 31,8 erreicht. Sie
liegt damit im Mittelfeld, dabei sollte ihr Wert gegen
Null tendieren. Hier wird deutlich, dass für eine ver-
feinerte Darstellung der Drop-Out-Gefährdung noch
weitere Kriterien, z.B. aus dem Bereich der Leistungs-
motivation nach Atkinson, berücksichtigt werden
müssen.  

Diese Schwächen sollen die Aussagekraft des Drop-
Out-Faktors keineswegs beeinträchtigen. Die eigent-
liche Leistung der Berechnung liegt letztendlich in
der Analyse der einzelnen Lebensbereiche und ihrer
Wirkung auf den Drop-Out-Faktor. Denn so ist es
möglich, die tatsächlichen Defizite der Jugendlichen

ausfindig zu machen und in maßgeschneiderten Pro-
grammen auf ihre Bedürfnisse einzugehen. 

Dies erscheint nicht nur aus Sicht der Wirtschaft not-
wendig, die dringend Fachkräftenachwuchs benötigt.
Es liegt in der Verantwortung der Gesellschaft, dafür
zu sorgen, dass auch Drop-Outs ihre Lebensziele rea-
lisieren können. Denn aus Sicht der Jugendlichen
haben nur Berufstätige echte Perspektiven, weil „die
wissen, wie’s weiter geht.“ (Alexander, 19).

Ingrid Kern-Homolka
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IHS: Jährlich ca. 7.500 “Drop-Outs” 

Auf die so genannten “Drop-Outs” als spezielle Pro-
blemgruppe auf dem ohnedies schon schwierigen
Arbeitsmarkt für Jugendliche und junge Erwachsene
hat Ende Oktober das Institut für Höhere Studien
(IHS) aufmerksam gemacht. Pro Jahr gebe es  rund
7.500 (unfreiwillige) Aussteiger aus dem Schulsy-
stem bzw. aus dem Arbeitsmarkt im Alter von 15 bis
24 Jahren. Das IHS verlangt mehr längerfristige
Maßnahmen, die es den Jugendlichen ermöglichen
sollen, das Erlernen wesentlicher Kulturtechniken
(Lesen, Schreiben und Rechnen) nachzuholen. Von
der IHS-Definition werden nur Personen erfasst, die
keinen höheren Abschluss als die Pflichtschule
haben.

“Mit einem dreiwöchigen Bewerbungstraining durch
das AMS ist jedenfalls nicht viel erreicht”, sagte
IHS-Experte Mario Steiner bei der Präsentation der
Studie. Individuelles Coaching und mehr Kurse, um
den Hauptschulabschluss nachzuholen, wurden als
geeignete Maßnahmen genannt, um die betroffenen
jungen Erwachsenen wieder ins System zu holen.
Defizite sieht das IHS vor allem in der institutionel-
len Unterstützung des Übergangs vom Bildungssy-
stem in die Berufswelt.

Insgesamt hat Österreich im Europa-Vergleich der-
zeit zwar “nur” eine Jugendarbeitslosenquote von

10,3 Prozent und liegt damit nur hinter Irland und
Dänemark. In den vergangenen fünf Jahren hat sich
allerdings in Österreich die Quote beinahe verdop-
pelt (2000: 5,3%). “Jugendarbeitslosigkeit bedeutet,
dass die Wahrscheinlichkeit, im späteren Leben
auch arbeitslos zu sein, viel höher ist”, unterstrich
IHS-Chef Bernhard Felderer. Drop outs haben ein
beinahe doppelt so hohes Risiko, arbeitslos zu sein,
als gut qualifizierte gleichaltrige Jugendliche.

Die IHS-Untersuchungen zeigen, dass das Phäno-
men der “Drop-Outs” stark mit vier Faktoren korre-
liert: Jugendliche in der Stadt haben ein doppelt so
hohes Risiko, aus dem System herauszufallen, wie
Jugendliche am Land. Das Drop-Out-Risiko von Ju-
gendlichen, die aus Nicht-EU-Ländern stammen, ist
mehr als vier Mal so hoch wie jenes von nicht zuge-
wanderten österreichischen Jugendlichen. Der Um-
stand, dass die Eltern arbeitslos sind, verdreifacht
das Risiko, zum Drop-out zu werden. Und Spröss-
linge von als “bildungsfern” eingestuften Eltern
schauen mehr als fünf Mal so oft durch die Finger
wie Kinder von Eltern mit Maturaabschluss oder
noch höherer Bildung. “Ein Drop-Out zu sein, vererbt
sich bis zu einem gewissen Grad”, resümierte IHS-
Forscher Steiner.

Quellen: www.orf.at, 30.10.2006; www.derStan-
dard.at, 30.10.2006
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Leben mit und ohne
Behinderung
Die Ausstellung “Wert des Lebens” im Lern-
und Gedenkort Schloss Hartheim wird gegen-
wärtig aktualisiert und im Frühjahr 2007 neu
eröffnet.

“‘Da schaut man nicht hin’, mahnt die Mutter das
Kind, wenn ihnen auf der Straße ein behinderter
Mensch begegnet.” (Radtke 2001, S 138). Aber gerade
dieses Angestarrt-Werden bezeichnen Menschen mit
Behinderung als eine sehr zentrale Erfahrung ihres
Behindert-Seins. (Boog 2005, S 98) Eine Ausstellung
ist ein Ort des Hinschauens und die Fotos von Men-
schen mit Behinderung werden zwangsläufig zum
Objekt der Neugierde. Anders als früher in so genann-
ten Freakshows soll die Ausstellung der Sensibilisie-
rung und Aufklärung gegenüber den Lebenslagen und
Bedürfnissen von Menschen mit Behinderung dienen
und somit eine Weggefährtin echter, unsentimentaler
Inklusion werden. 

Die Aktualisierung hat zum Ziel …
Durch die überwältigende Resonanz und die ständige
Weiterentwicklung in der Diskussion und im Gesetz
bedarf der Themenbereich “Menschen mit Behinde-
rungen in unserer Gesellschaft” in der Dauerausstel-
lung einer umfassenden Aktualisierung: einerseits um
eine hohe pädagogische Qualität und die inhaltliche
Aktualität zu garantieren, anderseits geht es uns auch
darum, die Ausstellungsinhalte für Menschen mit Be-
hinderung zugänglich zu gestalten.

Die Neugestaltung des Bereichs „Leben mit Behinde-
rung“ verfolgt das Ziel, das Thema „Leben mit und
ohne Behinderungen“ möglichst konkret erfahrbar zu
machen. Sieben Personen mit Behinderung gewähren
durch das Medium Foto direkte Einblicke in persönli-
che Lebensumstände: erlauben Nähe, wahren Di-
stanz. Die Ausstellung wird so auch zu einem
Sprachrohr für aktuelle Forderungen und Probleme
behinderter Menschen.

Ziel ist es darzustellen, dass sich die Lebensvorstel-
lungen und -wünsche von behinderten Menschen
nicht wesentlich von nicht-behinderten Menschen
unterscheiden. Eine Beeinträchtigung bedeutet oft
nur eine Adaption der Umwelt auf spezifische Be-
dürfnisse. Menschen, die mit einer Beeinträchtigung
leben, stoßen auf viele Barrieren im Alltag: Stufen,
Vorurteile, schwierige Sprache, ungesicherte Baustel-

len, Verständnislosigkeit, Kommunikationsschwierig-
keiten, Ausgrenzung. Mit einer Behinderung zu leben
kann zu Diskriminierung und sozialer Ausgrenzung
führen.

Die neuen Inhalte …
Durch den Hinweis auf die den Biowissenschaften in-
härente Leitvorstellung einer schmerz- und leidfreien
Gesellschaft (und der damit implizierten Frage nach
dem Wert kranken oder behinderten Lebens) in den
vorangehenden Räumen wird die Verbindung mit dem
Ausstellungsbereich „Leben mit und ohne Behinde-
rungen“ geschaffen, der die zuvor theoretisch ange-
sprochenen Probleme auf die konkrete Ebene betrof-
fener Menschen transferiert. Dieser Wechsel der Per-
spektive wird eingeleitet durch die Darstellung der
Menschenrechte, die unteilbar sind und für alle Men-
schen gleichermaßen gelten. 

Die folgenden Ausstellungsräume informieren die Be-
sucherInnen über Lebenslagen im Alltag und am Ar-
beitsmarkt. Es werden positive Beispiele von Erfolgen
in der Gleichberechtigung und der Partizipation wie
auch negative Exempel in der Ausstellung präsentiert.
Die Präsentation erfolgt mit Hilfe von Interview-
beiträgen, Kunstfotografien, Begleitfilmen sowie in-
teraktiven Elementen und informiert über Lebens-
und Arbeitssituationen, über die Inanspruchnahme
von Assistenzdiensten, therapeutischen und sozialen
Leistungen. Nicht die Art der Beeinträchtigung steht
im Vordergrund, sondern die Vielschichtigkeit und
Vielfältigkeit von Lebensentwürfen. Auf verschiede-
nen Ebenen werden die BesucherInnen mit den The-
menbereichen Behinderung, Beeinträchtigung, Diskri-
minierung und Gleichstellung sowie Gleichberechti-
gung konfrontiert.  

Einige der vielen Gründe für diese
Ausstellung … 
In der Mediengesellschaft, in der wir leben, sehen wir
täglich computergeschönte und normierte Körper
utopischer Wunschvorstellungen. Wer entspricht dem
Idealbild eines Menschen? Eigentlich fast niemand,
da es eine konstruierte Wirklichkeit ist.

Wenn über Menschen mit Behinderung berichtet
wird, soll die reale Welt - nicht eine Erhöhung oder
Erniedrigung - im Vordergrund stehen. Besonders eine
Polarisierung zwischen der Glorifizierung außerge-
wöhnlicher Menschen (z.B. Stephen Hawking, Stevie
Wonder, Einbeiniger am Annapurna) einerseits und
der Darstellung eines hilfsbedürftigen und ge-
schlechtslosen Wesens (Kind mit Kulleraugen im Roll-
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stuhl) andererseits ist meines Erachtens besonders
kritisch. (vgl. Wilflingseder 2005, S 63)

“Was wir über unsere Gesellschaft, ja über die Welt,
in der wir leben, wissen, wissen wir durch die Mas-
senmedien.” (Luhmann, N. 1996) Für viele nicht-be-
hinderte Menschen ist der Umgang mit Behinderung
ungewohnt. Manche reagieren hilflos, mitleidig oder
peinlich berührt, wenn sie mit einer für sie “schreck-
lichen“ Beeinträchtigung konfrontiert werden. Diese
Unfähigkeit, mit einer Situation umzugehen, mani-
festiert sich auch in den Medien, Bildern und der
Sprache. 

Einblicke in verschiedene
Lebenswirklichkeiten ...
Eine eindimensionale, verallgemeinernde Verwen-
dungsweise von bestimmten Motiven in den Medien
beeinflusst die gesellschaftliche Bedeutung von Be-
hinderung. Ziel der AusstellungsmacherInnen ist es,
ein vielschichtiges Bild von Menschen mit Behinde-
rung zu zeichnen. Die Fotoausstellung fördert das
Hinsehen und erlaubt dem/der BetrachterIn Nähe.
Gleichzeitig bleibt die Distanz gewahrt, da die per-
sönlichen Lebenslagen unserer ProtagonistInnen ein
Geheimnis bleiben. Durch die Einblicke in verschie-
dene Lebenswirklichkeiten wie Arbeit, Bildung und
Assistenz wird die Reduzierung auf das Merkmal Be-
hinderung vermieden. Informationen rund um ein
Leben mit Behinderung sowie Erfahrungsberichte
verschiedener Menschen machen bewusst, dass Men-
schen mit Behinderung eine höchst differenzierte
Personengruppe sind, deren Bedürfnisse, Ziele und
Forderungen sehr verschieden sind.

Angela Wegscheider
Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik

Johannes Kepler Universität Linz
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Eine Lobby für arbeitslose
Menschen
Die Zahl der von Arbeitslosigkeit betroffenen
Menschen wird seit vielen Jahren auch in
Österreich immer größer. Der selbst aufer-
legte Druck, aber auch der Druck von außen
steigt. Daher werden immer häufiger Stimmen
laut, die eine Art Interessenvertretung für ar-
beitslose und Arbeit suchende Menschen for-
dern. In einer neuen Studie wurden mehr als
500 Betroffene mittels Fragebogen sowie 30
ExpertInnen in Oberösterreich nach ihren
Wünschen und Vorstellungen dazu befragt. 

Die Fragebogenerhebung verdeutlicht, dass sich Ar-
beitslosigkeit in vielen Lebensbereichen negativ aus-
wirkt, unabhängig davon, ob jung oder alt, Mann oder
Frau, gesund oder krank, ob erstmals oder mehrmals
Arbeit suchend. Als schlimmste Auswirkung von Ar-
beitslosigkeit wird die Verschlechterung der ökonomi-
schen Lage genannt: Für mehr als 80 Prozent der 519
Befragten sind „finanzielle Einbußen“ prägnant. Aber
auch Zukunftsängste, Verlust von Sicherheit, Lange-
weile, Vorurteile von anderen, gesundheitliche Pro-
bleme sowie das Gefühl, nicht mehr gebraucht zu
werden, zählen bei vielen zu arbeitslosigkeitsbeding-
ten negativen Erfahrungen. Dem Arbeitsmarktservice
wird von den Betroffenen mehrheitlich ein positives
Zeugnis ausgestellt, knapp zwei Drittel sind mit der
Betreuung „im Großen und Ganzen“ zufrieden. Den-
noch wünscht sich ein gleich hoher Anteil von Be-
fragten zumindest manchmal „eine vom AMS unab-
hängige Person“, die beim Durchsetzen von Rechten

behilflich zur Seite steht. Noch deutlicher wird dieses
Anliegen bei der konkreten Frage, ob es eine unab-
hängige, überparteiliche Interessenvertretung für ar-
beitslose Menschen geben soll. Drei Viertel der be-
fragten arbeitslosen und Arbeit suchenden Menschen
halten die Errichtung einer derartigen Arbeitslosen-
anwaltschaft für geboten. Der Wunsch nach einer In-
teressenvertretung nimmt mit zunehmender Dauer
der Arbeitslosigkeit sowie mit steigendem Lebensalter
zu und ist auch in Zusammenhang mit dem Gesund-
heitszustand der arbeitslosen Menschen zu sehen.
Dies kann gegebenenfalls auch durch einen erhöhten
Druck von Seiten des AMS auf längerfristig arbeits-
lose sowie auf ältere und/oder kranke Menschen er-
klärt werden.  

Erwartungen der Betroffenen 
Für eine Realisierung einer Arbeitslosenanwaltschaft
ist es wichtig zu wissen, welche Erwartungen von
Seiten der Betroffenen an sie gestellt werden. Aus
Sicht der ProponentInnen sollte eine Arbeitslosenan-
waltschaft unterschiedliche Aufgaben wahrnehmen:
Sie sollte Interessen formulieren und daher als
Sprachrohr für die Gruppe arbeitsloser Menschen mit
ihren gemeinsamen, aber auch individuellen Proble-
men fungieren. Sie sollte Interessen vertreten und
Lobbying für die Betroffenen betreiben. Sie sollte
Rechte wahrnehmen und im Bedarfsfall stellvertre-
tend tätig werden können. Sie soll Anlauf- und Aus-
kunftsstelle sein und durch die Einbeziehung und
Mitbestimmung vieler Betroffener Selbstinitiativen
stärken und demokratische Prozesse ermöglichen.1

Von den befragten arbeitslosen Menschen wird als
wichtigste Aufgabe einer Arbeitslosenanwaltschaft
die Beratung in Problemsituationen angesehen. Die
Anwaltschaft hätte hier die Funktion einer Informati-

Untersuchung der Problemlagen arbeitsloser
Menschen

Die Studie mit dem Titel „Lebens- und Problemlagen
arbeitsloser Menschen in Oberösterreich“ wurde
vom Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik der
Universität Linz im Auftrag des Sozialreferats des
Landes Oberösterreich erstellt. Ziel war es, die Le-
benssituation von arbeitslosen bzw. Arbeit suchen-
den Menschen zu erfassen. Neben Betreuungsdefizi-
ten sollte auch der Wunsch nach und die Akzeptanz
einer Arbeitslosenanwaltschaft erhoben werden. Für
die Erhebung wurde ein Mix aus quantitativen und

qualitativen Methoden gewählt. Insgesamt konnten
519 arbeitslose Menschen aus ganz Oberösterreich
mittels standardisiertem Fragebogen einbezogen
werden. Zudem wurden Interviews mit 30 ExpertIn-
nen aus Politik, Verwaltung und Sozialbereich sowie
mit 50 von Arbeitslosigkeit  betroffenen Menschen
geführt. 

Stelzer-Orthofer Christine/Kranewitter Helga/Kohl-
fürst Iris (2006): Lebens- und Problemlagen arbeits-
loser Menschen in Oberösterreich 
Institut für Gesellschafts- und Sozialpolitik, Johan-
nes Kepler Universität Linz, unveröff. Projektbericht
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onsdrehscheibe. Ein weiterer großer Anteil wünscht
sich die Vertretung in Rechtsangelegenheiten, Aus-
kunft bei spezifischen Problemlagen sowie die Beglei-
tung zum AMS in Konfliktfällen. Im Gegensatz zu den
interviewten ExpertInnen wird Lobbyingarbeit von
den Betroffenen weniger häufig als zentrale Aufgabe
betrachtet.  

Die Sicht der ExpertInnen
Wiewohl erwartet wurde, dass sich die interviewten
ExpertInnen aus Politik, Kammern, Sozialvereinen, der
öffentlichen Verwaltung, dem AMS sowie aus ande-
ren Sozialversicherungsträgern etwas skeptischer zu
einer neuen Institution äußern, zeigen sich auch hier
weitgehend positive Signale. Lediglich einige wenige
sprechen sich explizit gegen eine Arbeitslosenanwalt-
schaft mit dem Hinweis darauf aus, dass das beste-
hende Angebot durch AMS und Sozialvereine ausrei-
che, „wenn jemand bemüht ist, tatsächlich Arbeit zu
bekommen.“ Auch wenn sie dem Grunde nach die
Bemühungen unterstützen, werden von einigen Inter-
viewten Bedenken hinsichtlich der Erwartungshal-
tung der Betroffenen und den zu realisierenden Mög-
lichkeiten geäußert: „Es wird dieser Arbeitslosenan-
waltschaft nicht anders gehen als den Mitarbeitern
des AMS. (...) Diese Ungerechtigkeit passiert ja in 99,9
Prozent der Fälle nicht aus Bösartigkeit, sondern halt
aus rechtlicher Handhabung. (...) Diese Anwaltschaft
wird eine ziemlich zahnlose Institution sein, wün-
schen täten wir uns es sicherlich aus der Sicht der Ar-
beitslosen, wenn es so etwas geben würde, aber dann
müsste das einen Stellenwert haben, dass die Politik
darauf Rücksicht nehmen muss. Und das kann man
mit einer Anwaltschaft meines Erachtens aus der jet-
zigen Sicht nicht erreichen.“ Auch ein anderer - im

AMS beschäftigter – Experte sieht dies ähnlich, wenn
er meint, dass das AMS nicht willkürlich „grauslich“
ist, sondern aufgrund von gesetzlichen Vorgaben und
Zielen agiert. Er, der sich selber als „diesen Dingen
gegenüber sehr offen“ bezeichnet, wendet allerdings
ein, dass er, da es sich um nationalstaatliche Gesetze
handelt, von einer Arbeitslosenanwaltschaft auf Lan-
des- oder Regionalebene nichts hält, da diese die Pro-
bleme nicht lösen kann, außer „man sammelt diese
Widersprüche auf operativer Ebene auf und sammelt
diese ein und lässt sie einwirken im Nationalrat, im
Parlament, dass man Bundesgesetze so ausformuliert,
dass sie friktionsfreier und widerspruchsfreier wer-
den.“ Am ehesten skeptisch sind MitarbeiterInnen des
AMS, der Wirtschaftskammer sowie von Landes- und
Bezirksverwaltungsbehörden. Die meisten ExpertIn-
nen aber befürworten eine Arbeitslosenanwaltschaft
nachdrücklich, stufen das Anliegen als wichtig und
nützlich ein, halten den Bedarf für gegeben und glau-
ben, dass „es Sinn machen würde“, da die spezifi-
schen Interessen arbeitsloser Menschen oft zu kurz
kämen: „Nicht selten ist erkennbar, dass die Interes-
sen arbeitsloser Menschen mangels konsequenter
Vertretung (...) unter dem Titel ‚effiziente Umsetzung
von AMS-Maßnahmen’ geopfert werden.“   

Christine Stelzer-Orthofer/Helga Kranewitter

Anmerkung
1 Siehe dazu Winkler Christian (2006): „Arbeitslosenan-

waltschaft“. Überlegungen zur Errichtung in Oberöster-
reich. In: Stelzer-Orthofer Christine (Hg.): Arbeits-
marktpolitik im Aufbruch. Herausforderungen und in-
novative Konzepte. Wien, S 296-311

Prekäre Arbeitsverhältnisse
in Italien
Auf italienisch nennt man sie „precari“: das
Heer von Leiharbeitern, Teilzeitbeschäftigten,
Mitarbeitern mit zeitlich befristeten Verträ-
gen sowie alle anderen, die mit unsicheren
Arbeits- und Lebensbedingungen konfrontiert
sind. Sie stellen mittlerweile rund neun Pro-
zent der italienischen Beschäftigten dar.

Die organisierten „precari“ Italiens feierten dieses
Jahr in Rom den “Estate Precaria”, den „Sommer der
Prekären“. Nach Veranstaltungen verschiedenster Art

– Versammlungen, Konzerte, Theater- und Filmauf-
führungen – folgte Ende Juni eine „Pop-Parade“, bei
der eine aus selbstorganisierten Gruppen von “pre-
cari”, gewerkschaftlichen Basisorganisationen,
selbstverwalteten Jugendzentren, aus Studentenkol-
lektiven, Migrantenvereinen und Organisationen von
Obdachlosen bunt zusammengesetzte Men-
schenmenge begleitet von rhythmischen Klängen
durch Rom zog. Kernpunkte der Forderungen der
„precari“ sind die Abschaffung des Gesetzes
“Pacchetto Treu” (Treu-Gesetz) zur Neugestaltung der
Arbeitsverhältnisse und des “Biagi-Gesetzes” sowie
die Einführung eines “gesellschaftlichen Einkom-
mens”, d.h. einer Art Grundsicherung für Erwerblose.
Denn bislang gibt es in Italien, wie Toni Stengl in sei-
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nem Beitrag für die deutsche Tageszeitung Junge
Welt berichtet, zwar Abfindungen bei Entlassungen,
die sich nach der Dauer der Betriebszugehörigkeit
richten, sowie verschiedene Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen, aber keinerlei kontinuierliche Unter-
stützung für alle Erwerbslosen. 

Mit dem „Treu-Gesetz“, das bereits 1997 unter dem
Linksdemokraten Massimo d’Alema in Kraft trat, wur-
den zeitlich befristete Beschäftigungsverhältnisse
ausgeweitet. Das “Biagi-Gesetz” wurde 2003 unter
der Berlusconi-Regierung eingeführt. Neu war daran
die Legalisierung von Leiharbeit, die in Italien bis
dahin verboten war. Agenturen wie Adecco und Man-
power verleasen seither Arbeiter “auf unbestimmte
Zeit”. Für diese Beschäftigten existiert keinerlei Kün-
digungsschutz. Wird von der Verleihfirma kein neuer
Job für einen Beschäftigten gefunden, bekommt er
lediglich einen sogenannten „Disponibilitätsbeitrag“
(indennità di disponibilità) von 350 Euro im Monat.
Die Zahl der Vollzeitjobs wurde durch diese Entwick-
lung reduziert, die der prekären Arbeitsverhältnisse
hat hingegen zugenommen.

Durchschnittslöhne für prekär Beschäftigte
gesunken
Seit Jahrzehnten existieren eigenständige Organisa-
tionen der “precari”. 1998 gründete der Gewerk-
schaftsverband CGIL (Confederazione Generale Itali-
ana del Lavoro ) zudem die Einzelgewerkschaft NIDIL.
Die Abkürzung steht für „Nuove Identità di Lavoro“
und bedeutet „in ihrem Wesen neue Arten der Arbeit“.
Laut NIDIL sind über neun Prozent der Beschäftigten

in Italien in prekären Arbeitsverhältnissen tätig. Nur
21 Prozent von ihnen sind jünger als 30 Jahre – die
Jobs sind also keineswegs Übergangsarbeiten für
junge Menschen, wie häufig vermutet wird, betont
Junge Welt-Redakteur Stengl. 48 Prozent der Betrof-
fenen sind Frauen, während von den Fixangestellten
nur 36 Prozent weiblich sind. 

Die Durchschnittslöhne für prekäre Arbeit sind in den
vergangenen Jahren nicht nur real, sondern sogar no-
minell gefallen. 2003 verdiente man hier im Durch-
schnitt 12.938 Euro brutto im Jahr, 2004 waren es
nur noch 10.880 Euro. Für Frauen liegt der Durch-
schnittslohn in diesem Bereich noch um einiges nied-
riger, nämlich bei 6.700 Euro jährlich. NIDIL fordert
deshalb die Streichung des „Biagi-Gesetzes“, die
Rückkehr zu regulären Tarifverträgen und die Gleich-
stellung der Prekären mit den Festangestellten.
Schließlich würden 91 Prozent der „precari“ seit min-
destens drei Jahren beim gleichen Unternehmen ar-
beiten, argumentiert die Gewerkschaft. 2005 hatte
rund ein Drittel der Neueingestellten einen „flexiblen“
Arbeitsvertrag. 46 Prozent der unbefristet Beschäftig-
ten sind in den vergangenen zwei Jahren zu Mitar-
beitern mit Zeitvertrag geworden. Entgegen den Be-
hauptungen der italienischen Regierung sind die Ge-
setze „Biagi“ und „Treu“ somit keine Sprungbretter zu
einer festen Arbeit, so Toni Stengl, sondern das ge-
naue Gegenteil.

Quelle: Toni Stengl: Sommer der Prekären, in: Junge
Welt, 15.08.2006

Armut und Obdachlosigkeit
in Japan
Das Ausmaß der Armut ist in Japan im Ver-
gleich zu anderen Industriestaaten immer
noch gering, aber das Problem ist seit ca. 15
Jahren im Steigen begriffen. Nach Schätzun-
gen von sozialen Organisationen hat sich die
Zahl derer, die unter freiem Himmel schlafen,
in den vergangenen zehn Jahren etwa ver-
fünffacht. Doch die erfolgsverliebte japani-
sche Gesellschaft versucht das Problem nach
wie vor zu verdrängen.

Die Straßenzeitung „The Big Issue“ trägt seit dem
Jahr 2003 dazu bei, das Schweigen über die Proble-

matik zu brechen. Das Projekt unterstützt Obdachlose
dabei, sich selbst zu helfen. In einer kleinen
Wohnküche im Norden Tokios, die als Büro dient,
werden die Verkäufer morgens mit grünem Tee be-
grüßt. Draußen bricht die Hektik in der größten Stadt
Asiens an und im Stadtzentrum werden die Großbild-
schirme mit Werbung eingeschaltet. Drinnen unter-
halten sich die Männer, die ihre Nacht im Bahnhof, im
Park oder auf der Straße verbracht haben. Sie stellen
sich Ron Steinke, dem Reporter von Junge World, mit
japanischer Freundlichkeit und Verbeugung vor.

Obdachlosigkeit trifft in Japan fast ausschließlich
Männer. Auch unter den Verkäufern des Big Issue be-
finden sich nur zwei Frauen. Viele der Männer waren
ihr Leben lang Tagelöhner, kamen für große Baupro-
jekte wie die Olympiade 1964 nach Tokio und finden
im Alter keine Arbeit mehr.



27kontraste  November  2006

S P E K T R U M

Bis zum Zusammenbruch der japanischen Börse im
Jahr 1992 gab es kaum Arbeitslosigkeit, ein staatli-
ches Sozialsystem wurde entsprechend wenig ent-
wickelt. „Selbst wenn die Wirtschaft wieder an-
springt, werden wir zu alt sein“, sagt Mori-San, einer
der Betroffenen, im Gespräch mit Steinke. „Die Regie-
rung hat gewusst, dass das passieren wird, aber trotz-
dem für uns kein Rentensystem organisiert.“ Neben
ehemaligen Tagelöhnern landen zunehmend Men-
schen auf der Straße, die zuvor in einer der großen
Firmen im Büro gearbeitet haben.

Wachsende soziale Kluft
Diese Armut wird in der japanischen Öffentlichkeit
selten thematisiert. Als der Wirtschaftsprofessor Tos-
hiaki Tachibanaki aus Kyoto im Jahr 1998 über die
wachsende Kluft zwischen den Einkommensgruppen
in Japan (gemessen mittels Gini-Koeffizienten)
schrieb, war ihm noch entgegengehalten worden,
dass die Einkommensungleichheit in Japan immer
noch im Durchschnitt der OECD-Staaten liege. Inzwi-
schen hat sich dieser Einwand erübrigt. In der ehe-
mals relativ homogenen japanischen Gesellschaft
sind die Einkommensunterschiede inzwischen fast so
hoch wie in den USA und so stark entwickelt wie in
kaum einem anderen OECD-Staat.

Erst seit wenigen Jahren veröffentlicht die Regierung
realistische Zahlen über die Obdachlosigkeit im Land.
Diesen Zahlen zufolge schlafen in Japan täglich rund
26.000 Menschen unter freiem Himmel, 6.000 davon
allein in Tokio. Dabei sind Menschen, die in Notunter-
künften schlafen und hierzulande gleichfalls als woh-
nungslos gelten würden, in diesen Zahlen gar nicht
enthalten. Ministerpräsident Junichiro Koizumi
spricht von den Obdachlosen als der „Gruppe mit der
schlechtesten Bildung“, die auf der untersten Stufe
der japanischen Gesellschaft stünde.

Abseits der Wohlstandsgesellschaft
Das Projekt The Big Issue Japan entstand vor zwei
Jahren in Osaka. Die Metropole im Westen Japans ist
tagsüber, wenn die Leute aus dem Umland zur Arbeit
kommen, mit 17 Millionen Menschen die zweitgrößte
Stadt des Landes. Nachts bleiben davon knapp drei
Millionen zurück.

Am südlichen Rand des wohlhabenden Stadtkerns
liegt Kamagasaki, Japans größter Slum. Schätzungs-
weise 30.000 Tagelöhner leben dort, jeder Zehnte
schläft auf der Straße. Der Altersdurchschnitt liegt
bei 60 Jahren, Kinder gibt es kaum noch. „Kamagasaki
stirbt“, sagt der amerikanische Fotograf Shannon
Higgins, der das vergangene Jahrzehnt im Slum doku-

mentiert hat. Er erzählt Ron Steinke, wie er an einem
Wintermorgen einen obdachlosen Mann auffand, der
offenbar erstochen worden war. „Ich musste 30 Mi-
nuten lang auf die Polizei warten – an einer Stelle, die
von der Polizeiwache drei Minuten entfernt ist. Als er
eintraf, trat der Polizeibeamte erst mal den am Boden
liegenden Toten. Er wollte sehen, ob der Mann nicht
schläft.“

Die Stadtverwaltung Osakas hält sich aus den Proble-
men in Kamagasaki weitgehend heraus. Die Yakuza
hingegen, die japanische Mafia, unterhält hier etwa
90 Büros. Durch ihre halblegalen wirtschaftlichen
und politischen Aktivitäten sind die Verbrechersyndi-
kate mit der gesellschaftlichen Elite verflochten. In
der Form von Firmennamen finden sich die Namen
der großen Syndikate auf Türschildern und im Tele-
fonbuch. So ist es der Yakuza auch möglich, in Gebie-
ten wie Kamagasaki quasi–staatliche Parallelstruktu-
ren zu unterhalten.

Im Oktober 1990 kam es hier tagelang zu Straßen-
schlachten zwischen den Bewohnern und der Polizei,
nachdem sich herausgestellt hatte, dass der örtliche
Polizeichef eine Summe von umgerechnet 20.000
Euro dafür entgegengenommen hatte, dass er die Ya-
kuza, die den morgendlichen Arbeitsmarkt der Ta-
gelöhner beherrscht, unbehelligt ließ.

Als sich rund 200 empörte Tagelöhner, von deren
Lohn die Yakuza rund 30 Prozent „Gebühr“ einbehält,
vor der Polizeiwache versammelten, rief die Polizei
2.000 bewaffnete Kollegen herbei. Nach den Ausein-
andersetzungen wurde die Polizeiwache in Kamaga-
saki zu einer modernen Festung ausgebaut, in der sich
1.500 Polizisten zwei Wochen lang verschanzen kön-
nen. Kamagasaki dürfte nun Steinke zufolge der erste
komplett videoüberwachte Slum der Welt sein.

Zeltstädte in Parks
Auch in Tokio kann man sich noch an die Zeiten vor
etwa zehn Jahren erinnern, als Obdachlose von der
Polizei mit Gewalt vertrieben wurden. Am Westaus-
gang des Bahnhofs Shinjuku schliefen Mitte der
neunziger Jahre über 200 Menschen ohne Wohnung.
Ihre Pappkartons bildeten eine lange Reihe entlang
der Bahnhofspassage. Im Jänner 1996 räumte die Po-
lizei die Passage gewaltsam. Die Stadt baute die Sei-
ten der Bahnhofspassage mit einem Rollband für
Fußgänger und einer dichten Reihe von Plastikskulp-
turen zu. 

Trotzdem finden heute noch jede Nacht etwa 40
Männer Platz für einen Pappkarton oder ein Stück
Plastikplane. Inzwischen lässt man die Schlafenden
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im Bahnhof in Ruhe, solange sie morgens kurz vor
fünf Uhr der Durchsage gehorchen und sich entfer-
nen, bevor sie jemand sieht.

In Tokios Parks verschwinden die Wohnungslosen
nicht bei Tagesanbruch aus dem Stadtbild. Hier sind
in den letzten Jahren regelrechte Siedlungen entstan-
den, die von den Politikern geduldet und weitgehend
ignoriert wurden. In den kleinen Zeltstädten haben
sich kollektive Strukturen gebildet. Dazu gehört eine
Art Dorfvorsteher, der gegenüber der Polizei als Ge-
sprächspartner auftritt. Die Bewohner der Parks
stammen ursprünglich aus allen gesellschaftlichen
Schichten. Wer in eines der Zelte aus Holz und blauer
Plane gebeten wird, kann dort Reihen ordentlich auf-
gestellter Bücher und Zeitschriften entdecken. Also
vielleicht doch nicht alles Leute ohne Bildung....

Gegen die Pläne von Tokios Gouverneur Shintaro Ishi-
hara, die Siedlungen in öffentlichen Parks zur „Wie-
derherstellung des Freizeitwerts“ aufzulösen, formiert
sich seit dem Sommer des Vorjahres Widerstand unter
den Wohnungslosen. Zwar sehen die Pläne des Gouv-
erneurs eine Verlegung in städtische Notunterkünfte
vor, dafür müssten die Betroffenen aber auf weitere
staatliche Unterstützung verzichten, einschließlich
der Krankenversicherung. Die Selbsthilfeorganisation
„Koen-no-kai“ („Parkkollektiv“) setzt sich hingegen
dafür ein, dass die Leute im Park bleiben können. Wer
sich mit seinen Vorstellungen schließlich durchsetzt
oder ob man sich zu einem Kompromiss durchringen
wird, bleibt vorerst offen.

Quelle: Ron Steinke: Peinlich, arm und nicht vorgese-
hen, in: Jungle World 3/2006

Armutsgefährdung von
Frauen in Österreich
Benachteiligung von Frauen bei der Entloh-
nung findet man in allen Berufsgruppen. Das
Netzwerk KLARA! hat verschiedene Gleich-
stellungsmaßnahmen und –strategien initi-
iert, die zu mehr Einkommensgerechtigkeit
zwischen Frauen und Männern führen sollen.

Frauen stellen die Mehrheit der Bevölkerung und sind
auch die Mehrheit in allen armutsgefährdeten Risiko-
gruppen: Erwerbslose, Menschen mit Behinderung,
Alleinerziehende, MigrantInnen, Menschen in der Le-
bensmitte und alte Menschen. Dies kon-
statiert die Sozialwissenschafterin Marion
Breiter in ihrem aktuellen Bericht über
„Un-Equal Pay und Armutsgefährdung von
Frauen in Österreich“ (Wien, 2006).

Veraltetes Rollenbild
Als einen der Hauptfaktoren für die Verar-
mungsgefahr ortet die Autorin verkrustete
Strukturen und überkommene Rollenste-
reotype, die sich speziell in Österreich für
Frauen fatal auswirken. Wer käme auf die
Idee zu denken, dass ein veraltetes Mut-
terrollenbild die Armutstendenz stark vor-
antreibt? Aber in Österreich, so Marion
Breiter, sollen Kinder am besten gar nicht
mitbekommen, dass ihre Mütter beruf-

stätig sind. Darüber hinaus schlagen sich berufstätige
Frauen noch immer mit dem Image der ‘Dazuverdie-
nerin’ herum, ein doppelt abschätziges Etikett. Denn
mangelnde Kinderbetreuungsangebote bei Kleinkin-
dern, insbesondere auch bei Schulkindern, und die
Überantwortung der – unbezahlten - Sorgearbeit an
die Mehrzahl der Frauen lassen in Summe keine an-
dere Wahlmöglichkeit zu als oftmals schlecht be-
zahlte Teilzeitjobs.

Die Armutsfaktoren lesen sich komplex und fatal zu-
gleich: Neben den beiden bereits erwähnten Ursa-
chen finden wir eine Benachteiligung der Frauen ge-
genüber den Männern bei der Entlohnung – und zwar
in allen Berufsgruppen, beginnend schon bei den
Lehrlingen. Insbesondere die sogenannten frauenty-
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pischen Tätigkeiten und die frauendominierten Bran-
chen sind gesellschaftlich und finanziell stark abge-
wertet.

Mangelnde Absicherung im Alter
Eine nicht männliche Erwerbsbiografie – sprich Zeiten
von Erziehungs- und Pflegeleistungen und Arbeitslo-
sigkeit – bewirken durch die lohn- und beitragsorien-
tierten Versicherungssysteme eine mangelnde Absi-
cherung für Alter, bei Krankheit oder Erwerbslosigkeit.
Dieser Umstand fällt Frauen spätestens in der Pension
auf den Kopf: Die mittlere Alterspension einer ASVG-
versicherten Österreicherin betrug im Zeitverlauf von
1995 bis  2004 zwischen 47 und 56 Prozent der je-
weils durchschnittlichen Männerpension. Damit liegt
die Alterssicherungsleistung für Frauen rund um die
Hälfte unter der von Männern.

Einen Zusammenhang, der kaum bemerkt wird, sieht
die Autorin bei Trennungsversuchen von Frauen aus
gewalttätigen Beziehungen: Die oftmals mitunter-
schriebene Bürgschaft bei Krediten zieht langjährige
finanzielle Lasten nach sich, auch wenn eine Tren-
nung geglückt ist; oder eine Trennung wird genau aus
diesem Grund eben verunmöglicht und der Aufbau
eines unabhängigen Lebens liegt in weiter Ferne.

Zugewanderte verheiratete Frauen sind ebenfalls von
Armut stärkstens bedroht: Wegen fehlender Möglich-
keiten, eigenständige Aufenthalts- und Arbeitsbewil-
ligungen zu erhalten, sind Migrantinnen von
Ehemännern noch stärker abhängig. Gleichzeitig
stellt Bedürftigkeit einen Ausweisungsgrund dar. Dies
zeigt für Uma Höbel vom Verein Frauenservice Graz
einmal mehr die Einseitigkeit und Ungerechtigkeit
des bestehenden Sozialsicherungssystems.

Umfassende Lösungsmodelle gefragt
All diese Faktoren greifen komplex ineinan-
der und stellen den Normalfall dar. Deshalb
scheint es eines längeren Prozesses des
Umdenkens  und des Gegensteuerns zu be-
dürfen, um die Voraussetzungen für neue
Wege zu einer gelingenden Geschlechter-
demokratie zu schaffen.

KLARA! Netzwerk für Equal Pay und Gen-
dergleichstellung am Arbeitsmarkt arbei-
tet an einem Weg dorthin, indem es die
komplexen Zusammenhänge beschreibt
und veröffentlicht, Weiterbildungen zum
Thema “Abbau von Einkommensunter-
schieden” konzipiert und anbietet, eine
Sensibilisierungskampagne zum Thema
“bezahlte und unbezahlte Arbeit” organi-

siert, ein Mentoringprogramm für Frauen mit Migra-
tionsgeschichte durchführt und Fokusgruppen zu
Equal Pay und Gendergleichstellung aufbaut. In die-
sen werden gleichstellungspolitische Maßnahmen
und Strategien von ExpertInnen in einem österreich-
weiten Forum diskutiert. Die Ergebnisse sollen - so die
Intention der Projektbetreiberinnen - zur Verwirkli-
chung von mehr Einkommensgerechtigkeit in Öster-
reich beitragen.

Quelle: Uma Höbel/ Verein Frauenservice Graz für
KLARA! Netzwerk für Equal Pay und Gendergleich-
stellung am Arbeitsmarkt 

Webtipp

Als Recherche-Portal mit 42 verschiedenen Daten-
banken bietet die Knowlegebase Erwachsenenbil-
dung (www.adulteducation.at) eine breite Palette
an Fachliteratur, Informationen zur Geschichte
und Entwicklung der Erwachsenenbildung sowie
Statistiken und Daten der Volkshochschulen und
Weiterbildungsangebote.

Die international ausgerichtete Knowledgebase ist
ein Recherche-Portal für alle in der Erwachsenen-
bildung Tätigen sowie für Forschende und Ler-
nende. 

www.adulteducation.at
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Frauenrechte – Männerrechte– Menschenrechte? 
Entwicklung und aktuelle Diskussion

Was bedeuten Frauenrechte heute? Welche Entwicklung haben sie mit der feministischen Bewegung genommen?
Sind Frauenrechte ein Teil der Menschenrechte? Gibt es Frauenrechte und Männerrechte? Werden Frauenrechte
heute besser geschützt oder stärker verletzt? 

Diese und weiterführende Fragen sollen in einem eintägigen Workshop diskutiert und beantwortet werden. Der
Workshop beschäftigt sich auch damit, was Männer und Frauen im Alltag tun können, um die Durchsetzung von
Frauenrechten zu unterstützen. Problemfelder und Risiken, Frauenrechte zu verletzen, werden aufgezeigt.

Teilnahmebeitrag: EUR 50,–/für amnesty international-Mitglieder EUR 35,–
Trainerin: Mag. Karin Lukas
Termin: 3. Dezember 2006, 10.00–16.30 Uhr
Ort: Wiener Hilfswerk, Schottenfeldgasse 29, 1070 Wien

Soziale Gerechtigkeit versus Eigenverantwortung?
Zur Neuadjustierung des Sozialstaates

Im Mittelpunkt der Tagung stehen zum einen Fragen nach den ethischen und normativen Grundlegungen des So-
zialstaats sowie nach deren Veränderungen. Zum anderen geht es darum, welche Rolle dem Sozialstaat heute bei
der Herstellung von sozialer Gerechtigkeit zukommt und welche Herausforderungen sich daraus - für den Sozi-
alstaat, aber auch für eine kritische Sozialwissenschaft - ergeben.

Termin: 4. Dezember 2006, 12.30-19.00 Uhr
Ort: AK Bildungszentrum, Großer Saal, Theresianumgasse 16-18, 1040 Wien
Anmeldung: Tel. 01/50165-2418, Fax DW 2478, Mail: sandra.emerling@akwien.at

Zuwanderung und Arbeitswelt
Veranstaltung im Rahmen der Reihe „Studien zur Arbeiter/innenbewegung, Schwerpunkt: Zuwanderung und
Integration”

In den Vorträgen von Zohreh Ali-Pahlavani und Michael Kollmer werden folgende Fragestellungen behandelt: 

Welche Stellung haben Zugewanderte auf dem österreichischen Arbeitsmarkt? 

Wie werden sie vom österreichischen Arbeitsrecht behandelt?

Welche Möglichkeiten zur Mitwirkung haben sie in gewerkschaftlichen und betrieblichen Interessenvertre-
tungen?

Konzept/Koordination: Paul Habr, Peter Ulrich Lehner 
Termin: 5. Dezember 2006, 18.30 Uhr
Ort: Institut für Wissenschaft und Kunst, 1090 Wien, Berggasse 17

Bedarfsorientierte Grundsicherung 
Soziale Hängematte oder solidarische Armutsbekämpfung?

Diskussionsveranstaltung mit dem Präsidenten der Arbeiterkammer Oberösterreich, Dr. Johann Kalliauer, und dem
Politikwissenschafter Univ.Prof. Dr. Emmerich Talos

Termin: 6. Dezember 2006, 18.00-20.30 Uhr
Ort: AK-Bildungshaus Jägermayrhof, Römerstr. 98, 4020 Linz
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Bildungspolitische Orientierungen: Selbstbestimmung und/oder Arbeitsmarkt?
In der Erwachsenen- und Weiterbildung verspüren AnbieterInnen und TeilnehmerInnen die Notwendigkeit, auf sich
stark verändernde Anforderungen des Arbeitsmarktes an die Kompetenzentwicklung zu reagieren. Auf der indivi-
duellen Ebene werden Trends durch Schlagworte wie „Patchwork-Identität“ oder „Bastelbiografie“ charakterisiert,
auf der bildungspolitischen Ebene geschieht dies durch die Anforderung, lebenslang zu lernen. Im Zentrum der
Beiträge und der Diskussionen in den Arbeitsgruppen stehen Fragen individueller wie institutioneller Bildungsmo-
tive oder Bildungsaufträge. Im Anschluss wird die Datenbank „Knowledgebase Erwachsenenbildung“ vorgestellt.

Zielgruppen: ErwachsenenbildnerInnen, Studierende, BildungspolitikerInnen, Interessierte
Wissenschaftliche Leitung: Dr. Antonia Kupfer; Dr. Franz Wagner
Termin: 7. Dezember 2006, 14.00 – 19.00 Uhr
Veranstaltungsort: Johannes Kepler Universität Linz, Hörsaal 9 
Anmeldung/Information: Heidi Schütz, Tel: 0732/2468-8244, Fax DW 8243,Mail: heidi.schuetz@jku.at

China Blue
Made in China – 17 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche für 60 Euro im Monat

Der Film „China Blue“ von Micha X. Peled zeigt die harte Wirklichkeit hinter den Fabrikstoren der chinesischen
Bekleidungsindustrie. Im anschließenden Filmgespräch mit Stefan Kerl (Clean Clothes-Kampagne) und Corina
Handler (weltumspannend arbeiten) werden aktuelle Entwicklungen der internationalen Gewerkschaftsarbeit, der
Clean Clothes-Kampagne und weitere Aktionsmöglichkeiten thematisiert.

Veranstalter: Südwind, Moviemento, weltumspannend arbeiten
Termin: 7. Dezember 2006, 19.00 Uhr
Ort: Moviemento Kino, Dametzstr. 30, Linz

Transnationale Formierung der Zivilgesellschaft
Gegenkräfte, Strategien und Probleme

Veranstaltung im Rahmen der Vortrags- und Diskussionsreihe „Baustelle Soziales Europa. Zur transnationalen
Formierung von Interessen“. Vorträge von Birge Krondorfer (Frauenhetz) und Rubia Salgado (MAIZ) zu „Transna-
tionale Gouvernementalität. EU-Projekte zwischen ökonomischer Bürokratie und Innovationszwang“ sowie von
Ulrich Brand zum Thema „Das ganz andere Europa. Gegen-Hegemonie als politische Strategie“.

Termin: 14. Dezember 2006, 18.30 Uhr
Ort: Institut für Wissenschaft und Kunst, 1090 Wien, Berggasse 17

Ende der Stagnation?
Wirtschaftspolitische Perspektiven für mehr Wachstum und Beschäftigung in Europa

Die Veranstaltung soll Gelegenheit bieten, die Ursachen für die bisherige Wachstums- und Beschäftigungs-
schwäche in Europa und mögliche Alternativen zur praktizierten Angebotspolitik zu thematisieren. In den Refe-
raten wird untersucht, welche Handlungsmöglichkeiten den wirtschaftlichen Akteuren auf der Makroebene im
europäischen und im nationalstaatlichen Rahmen zur Verfügung stehen, um ein hohes Beschäftigungsniveau zu
erreichen. Geklärt werden soll weiters, wie Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik aufeinander abgestimmt werden kön-
nen, um die gesteckten Ziele zu erreichen, und welche institutionellen bzw. rechtlichen Rahmenbedingungen
dafür notwendig sind.

Termin: 18. Dezember 2006, 13.00 bis 18.00 Uhr und 19. Dezember 2006, 9.00 bis 13.00 Uhr
Ort: Gewerkschaft der Privatangestellten, Alfred Dallinger Platz 1, 1034 Wien
Anmeldung: irene.ziegler@akwien.at, Fax: 01/50165 2513
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